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Editorial 


Alle beschäftigen sich mit der Hauptstadtfrage, wir nicht. Der arme B.B. meinte, 
von mächtigen Gegnern umgeben, in einer ähnlichen Situation: "Ich frage mich 
nicht, ob ich für Dampf- oder Ofenheizung bin, wenn ich in einen Sumpf geraten 
bin." Leider ist auch die Hoffnung unsicher, daß es denen, die uns ab- und ein- 
wickeln ähnlich geht wie dem kuweitischen Scheich Mohammed Chalifa el Esabai, 
der neulich zu seinem 44. Geburtstag an einem übergroßen Bissen erstickte. Nein, 
wir werden uns schon selbst nach Abhilfen umsehen müssen. 

Der vielleicht spektakulärste Artikel in diesem Heft ist ein nicht von den 
Vorgesetzten lizensiertes Interview mit einem gewesenen DDR- und jetzigen 
Deutsch-Polizisten. Das bedeutet übrigens nicht, daß wir uns damit mit diesem Poli- 
zisten oder den Polizisten identifizieren. Unser Selbstverständnis ist nicht das eines 
Zentralorgans. 

Der "telegraph" versteht sich nicht als Verlautbarungsblatt irgendwelcher 
Leute oder Gruppen, wenn wir auch bestimmte Erfahrungen nicht verleugnen 
möchten. In LeserInnenbriefen zur RAF-Debatte im Aprilheft wurden die Kom- 
mentare als Stellungnahme der Gesamtredaktion betrachtet. Wir haben aber mit 
Absicht mehrere Kommentare unterschiedlicher Autoren gebracht, da wir in der 
Redaktion keinen Konsens zu dem Thema gefunden haben. Das ist natürlich auch 
bei anderen Problembereichen so, aber wir meinen, daß Zeitungmachen ein ständi- 
ger Prozeß der Diskussion sein muß, um lebendig zu bleiben und Anstöße zu geben. 
Deshalb werden wir auch weiterhin Artikel bringen, die bei uns und anderen 
umstritten sind, sofern es sich dabei nicht um absoluten Blödsinn oder unaktuelles 
Zeug handelt, mal ganz abgesehen von Rassismus und ähnlichem "Gedankengut". 

Zum neuen Stasiaktengesetz, das nach dem Sommer verabschiedet wer- 
den soll und in seiner Öffentlichkeits- und Aufarbeitungsfeindlichkeit seinesglei- 
chen sucht, bringen wir diesmal noch nichts, beim nächsten Mal bestimmt viel. 
Mit freundlichem Gruß! Redaktion "telegraph" 


Bildnachweis: Leider hatten wir beim letzten Mal an dieser Stelle ein kleines Soft- 
ware-Problem. Diesmal korrekter: 

Titelseite, S. 6, 12, 15, 30, 52 Umbruch-Bildarchiv; S. 9 Frank Feiertag; S.17 Tobias 
Seeliger; S. 33, S. 42 Anti-Kriegs-Museum Ostberlin; S. 39, 51 G.A.F.F.; S. 45 aus 
dem Müllcontainer; S. 48 PGH Glühende Zukunft 
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Meist geht Gewalt von Rechten aus 


Vor allem von rechtsextremistischen 
Gruppierungen sowie von Skinheads 
gehen ‘politisch bestimmte Gewaltta- 
ten’ in den neuen Bundesländern derzeit 
aus. Das erklärt die Bundesregierung in 
ihrer Antwort vom 13. Mai auf eine 
. kleine Anfrage der Gruppe PDS/LL. 


Soziale Protestbewegungen seien dage- 
gen nicht als solche gewaltbereit und 
auch kein Beobachtungsobjekt der Ver- 
fassungsschutzbehörden. 

Aus: Woche im Bundestag 9/91 vom 
23.5.91 


Polizei bespitzelte 
amnesty international und Greenpeace 


Die Polizei hat bis 1986 Daten über die 
Hamburger Sektion der Menschen- 
rechtsorganisation amnesty internatio- 
nal gesammelt. Von Interesse waren für 
die Behörden vor allem Informationen 
über Demonstrationen, Mahnwachen 
und Flugblätter. Das bestätigte der Spre- 
cher der Hamburger Innenbehörde, 
Peter Kelch. Nach Angaben von Kelch 
wurden aber keine verdeckten Ermittler 
eingesetzt oder persönliche Daten von 
ai-Gründungsmitgliedern gesammelt. 

In einem Bericht des privaten 
Hamburger Lokalsenders “OK Radio” 
war dem Landeskriminalamt 3 zuvor 
vorgeworfen worden, amnesty bespit- 
zelt zu haben. Nachdem der Daten- 
schutzbeauftragte der Polizei dieses 
Vorgehen der Beamten bemerkt hatte, 
habe der Vorgang in der Behörde “hohe 
Wellen” geschlagen, sagte der Sprecher 
der Innenbehörde. Amnesty sei “mit 
Sicherheit” kein Beobachtungsobjekt 
wie etwa eine “staatsgefährdende Verei- 
nigung” gewesen. 

Innensenator Werner Hack- 
mann (SPD) habe bereits im Januar die 
Vernichtung der entsprechenden Akten 


angeordnet, weil die darin enthaltenen 
Daten für die Arbeit der Polizei nicht 
relevant gewesen seien. Vorher aller- 
dings soll sich die Polizeiführung lange 
Zeit geweigert haben, entsprechende 
Forderungen umzusetzen. 

Die Staatsschutzabteilung der 
Hamburger Polizei hat nicht nur über 
“amnesty international” Akten angelegt, 
sondern auch die Umweltschutzorgani- 
sation “Greenpeace” im Visier gehabt. 
Das teilte “Greenpeace” in Hamburg 
mit. Nach Angaben der Organisation 
legten die “Staatsschützer” sogenannte 
Täter-, Opfer- und Personalakten über 
Greenpeace-Mitarbeiter an, fertigten 
Vermerke über nichtangemeldete De- 
monstrationen und hefteten sogar Flug- 
blätter als “Beweismittel” ab, 
Greenpeace-Sprecherin Ariane Gott- 
berg wertete die Aktion der Hamburger 
Polizei in einer Presseerklärung als eine 
“Provokation”. Die Sprecherin wörtlich: 
“Greenpeace hat Umweltdelikte aufge- 
deckt und in die öffentliche Diskussion 
gebracht. Die Staatsschützer täten bes- 
ser daran, Firmen auf die Finger zu 
gucken, die Umweltdelikte begehen 
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oder Waffen und Giftgasanlagen expor- 
tieren.” Greenpeace verlangt nun von 
der Staatsschutzabteilung Akteneinsicht 
und anschließende Vernichtung der 


Aufzeichnungen. Ferner erwäge die 
Organisation, sich mit einer Dienstauf- 
sichtsbeschwerde gegen die Überwa- 
chung zu wehren. b.m. 


“Thomas Müntzer 


radikalisierte sich erheblich...” 
Gedanken beim Lesen eines bundesdeutschen Geheimdienst- 
papiers 


Bekanntlich sind wir ja doof, und darauf 
bauend versuchte man neuerdings seine 


Interessen mit Hilfe von Spielmaterial 


durchzusetzen. Wir haben das Spiel- 
material genommen, nicht aber den 
Spieler. 

Jetzt liegen sie also vor mir, 
die “Informationen zur Sicherheitslage 
des Landeskriminalamtes Württem- 
berg”. Es handelt sich sichtlich um 
Material von Staatsschutz, Verfassungs- 
schutz und Bundesnachrichtendienst 
und ist natürlich “Verschlußsache, nur 
für den Dienstgebrauch”. Im übrigen ist 
es aber in vielem ebenso lächerlich wie 
das Zeugs, das die Staatssicherheit ihren 
hauptamtlichen Mitarbeitern zur Argu- 
mentation in der Öffentlichkeit in die 
Hände gab. Darüber hinaus ist auch 
noch, den Presseverhältnissen in der 
Bundesrepublik entsprechend, das mei- 
ste längst öffentlich bekannt. 

Immerhin gibt es einige 
Unterschiede zu ähnlichen Stasimateria- 
lien, die interessant sind. Beispielsweise 
setzt man offenbar bei den eingeweihten 
Beamten einen höheren Grad von Loya- 
lität voraus, als dies den Stasibeamten 
zugetraut wurde. In der Anlage werden 
sämtliche Bekennerschreiben der RAF 


zum 'Rohwedder-Attentat abgedruckt. 
Man könnte vielleicht sagen, daß mit 
diesem Parteichinesisch ohnehin kein 
Mensch von etwas überzeugt werden 
kann - mir persönlich schlafen dabei 
immer die Füße ein. Aber die beamteten 
Verfasser der “Sicherheitslage’”’ meinen, 
die Sprache des Bekennerschreibens sei 
“auffallend klar verständlich”. 

Im Unterschied zur Staatssi- 
cherheit sind die bundesrepublikani- 
schen Geheimdienste ihrer selbst sicher 
und nicht auf magisch gedoppelte Be- 
schwörungsformeln wie “feindlich-ne- 
gative Person” oder die Behauptung 
angewiesen, der Abweichler stände im 
Autrag gegnerischer Geheimdienste. 
Auffallend oft gibt es fast wörtliche 
Wiedergaben von Meinungen der inkri- 
minierten Gruppen im Behördentext. 
Nur die Anführungszeichen sichern 
davor, daß sich der Beamte etwa mit 
dem Text identifizieren Könnte. In einer 
Bewertung der schon angeführten RAF- 
Texte, hier vom 4.4., heißt es beispiels- 
weise: 

“Im jetzigen Schreiben finden 
diese Ausführungen ihre Fortsetzung: 
Aktuelles strategisches Projekt des 
Imperialismus auf dem Weg zur Ver- 
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wirklichung der von der Bundesrepu- 
blik geschmiedeten ‘ "großmachtpläne” 
sei der Umbau der ehemaligen DDR 
nach kapitalistischen Maßstäben. Hier- 
für benötige die Bundesrepublik “die 
ex-ddr als funktionierenden kapitalisti- 
schen teil”. Dazu sollen - so die Verfas- 
ser - Wirtschaft und soziale Strukturen 
der ehemaligen DDR ohne Rücksicht 
auf die dort lebenden Menschen “syste- 
matisch kKaputtgemacht werden, damit 
danach das kapital auf freiem feld den 
neuaufbau nach seinen maßstäben orga- 
nisieren kann”.” 

Daß die Geheimdienstmänner 
auch gar nicht mehr über die inhaltliche 
Logik eines Textes nachdenken, son- 
dern nur noch denunziative Analyse 
betreiben, zeigt sich darin, daß bei sol- 
chen Halbzitaten selbst anerkannte 
Wahrheiten als fragwürdig dargestellt 
werden. Im selben Text heißt es: 


| 


“Als weitere in der Vergangenheit eher 
von sozialrevolutionären Gruppierun- 
gen aufgegriffene Themen werden 
Arbeitslosigkeit, von der auch die Men- 
schen in den neuen Ländern bedroht 
seien, die angebliche Umstrukturierung 
der Städte und der angeblich zunehmen- 
de Rassismus in den Bundesländern 
angesprochen.” 

Aber mögen sich die Herren 
des Morgengrauens immerhin mit der 
RAF, mit Mielke-Neiber, Kühnen und 
Festnahmen wegen Verdacht auf 
geheimdienstliche Tätigkeit beschäfti- 
gen. Am empörendsten fand ich doch, 
daß sie auch die Ausspähung des Oster- 
marsches und anderer pazifistischer 
Aktionen dokumentieren, nicht zu reden 
von jenem Kapitel, das sich mit den 
“Aktivitäten in Zusammenhang mit der 
kurdischen Flüchtlingsproblematik und 


Bee or BP Dh beschäf- 
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tigt, und zwar unter der Hauptüber- 
schrift “Politisch motivierte Ausländer- 
Kriminalität”. 

Hier ist notiert, welche Bot- 
schaften Kurden aus Protest besetzt 
haben oder zu besetzen versuchten, daß 
aus der kubanischen Botschaft auf die 
Kurden geschossen wurde und daß am 
20.4.91 ein Anschlag auf hungerstrei- 
kende Kurden, vermutlich durch 
Rechtsextremisten, erfolgte. 


Nein, Letzteres steht nicht unter 
“Rechtsextremismus”, sonder unter 
“Ausländerkriminalitä”. Überhaupt 


kommt der Rechtsextremismus nur am 
Rande und in zwei kleinen Unterpunk- 
ten vor, deren einer jede Mitschuld der 
Polizei am Tod des Naziführers Kühnen 
dementiert. Dagegen ist man sich beim 
RAF-Komplex nicht zu schade, sogar 
Texte von Wandinschriften in Bonn, 
Dortmund und Bielefeld zu zitieren. 
Man muß sich diese schmierigen Schlei- 
cher mal vorstellen, wie sie sich in den 
Toiletten herumdrücken, Inschriften 
buchstabieren und sie dann in ihr Notiz- 
buch abpinseln. 

Es ist schon richtig, daß ich 
die Mordaktionen der RAF für falsch, 
kontraproduktiv und moralisch verurtei- 
lenswert halte, aber wenn ich die Proto- 
kolle dieser Bruderorganisationen der 
Stasi lese, komme ich unwillkürlich in 
die Position, die RAF gegen diese Lum- 
pen verteidigen zu wollen. Auf solche 
Denkfallen falle ich aber nicht mehr 


herein. Als Oppositioneller in der DDR 
habe ich immerhin eines gelernt: Der 
Feind meines Feindes ist nicht unbe- 
dingt mein Freund. 

Aber es hat eben einen eige- 
nen Witz, wenn diese Dunkelmänner in 
Zusammenhang mit den Erörterungen 
über den Brandanschlag von “Thomas 
Müntzers wildem Haufen” auf die Treu- 
hand mit kriminalistischer Akribie im 
Text auch anführen, wer Thomas Münt- 
zer war: 

“Thomas Müntzer lebte 1483- 
1525. Anfangs Pfarrer und Anhänger 
Luthers, radikalisierte er sich erheblich 
und wurde zu einer zentralen Figur der 
Aufstände in Deutschland zu Beginn 
des 16. Jahrhunderts. Die erste deutsche 
Revolution 1525 (sog. Bauernkriege) 
organisierte er entscheidend mit. In 
Mühlhausen/Thüringen war er führen- 
des Mitglied einer freien Kommune. 
Nach deren Zerschlagung im Mai 1525 
wurde er gefoltert und getötet. Thomas 
Müntzer (TM) war gleichzeitig das 
Symbol der Tupamaros, einer Stadtgue- 
rilla in Uruguay Ende der 60er Jahre.” 

So lernen bundesdeutsche 
Geheimdienstler Geschichte Kennen, 
und plötzlich sehen sie sich in einer 
heroischen Reihe mit den Folterknech- 
ten der deutschen Fürsten und den bluti- 
gen Bütteln südamerikanischer Diktato- 
ren. Und liegen sie da wirklich so 
falsch? 

r.l. 
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Untertanen wie Diederich Heßling 
Interview mit einem früheren Volkspolizisten 
über den Weg der DDR-Polizei seit der Wende 


Das folgende Gespräch hat bei uns trotz vieler interessanter Punkte an manchen 
Stellen Unbehagen ausgelöst. Von einem guten Verhältnis des Schutzpolizisten zum 
Bürger kann man eben nicht reden, wenn man als Betroffener in den vergangenen 
Jahren auf vielerlei Weise schikaniert worden ist. Ob Politik bei der bundesdeut- 
schen Polizei wirklich Privatsache ist, scheint uns fraglich. Und vieles andere mehr 
bliebe anzumerken. Wir setzen aber voraus, daß unsere LeserInnen intelligent genug 
sind, um Meinungen nicht unreflektiert zu übernehmen und offenbare Widersprüche 


zu sehen. 


telegraph: Du bist seit Jahren Polizist in 
einer Berliner Dienststelle, hast unter 
der DDR-Regierung gedient und dienst 
jetzt unter dem Berliner Senat. Für uns 
ist das immerhin das erste Interview mit 
einem Polizisten, aber leider wird es. 
anonym sein müssen. 

N.N.: Ja, es gibt Gesetze, die es Polizi- 
sten verbieten, ohne Genehmigung des 
Vorgesetzten öffentliche oder gerichtli- 
che Aussagen zu machen. Und im allge- 
meinen wird einem da gesagt, was man 
zu sagen hat. Wenn man verschiedene 
Aussagen von Polizisten in der Presse 
liest, sieht man, daß sie vom Vorgesetz-- 
ten abgesegnet sind. 

telegraph: Wie war das vor der Wende? 
N.N..: Da war das natürlich noch weni- 
ger möglich. Da war der Politoffizier 
verantwortlich oder der Revierleiter, 
andere durften sich gar nicht äußern. 
telegraph: Welchen Eindruck hast Du 
von den Veränderungen bei der Polizei 
seit der Wende? 

N.N.: Geändert hat sich vor allem die 
Aufgabe der Polizei und das Herange- 
hen an ihre Aufgabe. Es gibt Sachver- 
halte, die vor der Wende strafbar waren 


und für die die Polizei jetzt einfach nicht O 


mehr zuständig ist. Wenn jemand vor 
der Wende “dekadent” aussah und sich 
vielleicht noch ausfallend gegenüber 
einem Polizisten benahm, wurde der 
zugeführt und es fand sich dann irgend- 
ein Straftatbestand, für den er einge- 
sperrt wurde. Ich kann mich noch an die 
Zeit erinnern, als ich öfter auf dem 
Weihnachtsmarkt Dienst hatte. Dort 
wurden die Punks weggefangen und 
vom Weihnachtsmarkt verwiesen - nur 
wegen ihres Äußeren, ohne daß mit 
ihnen gesprochen wurde. 

Das ist heute Privatsache. 
Ebenso ist es, was ich sehr wichtig 
finde, heute Privatsache, welche politi- 
sche Meinung ein Polizist hat. Das geht 
niemand etwas an. Entscheidend ist, wie 
er seinen Dienst macht. Einstellungskri- 
terium ist, daß er Deutscher ist und kör- 
perlich und geistig für diesen Dienst 
geeignet ist. Früher in der DDR war die 
Vorraussetzung zur Eignung eine Ein- 
heitsmeinung. Dadurch, daß in den 
Dienststellen jetzt Ossis und Wessis 
gemischt sind, ist dort politisch von 
links-alternativ bis zu den Republika- 
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nern und noch weiter rechts alles vertre- 
ten. 
telegraph: Ich habe noch das Klima 
innerhalb der Polizei vor der Wende in 
Erinnerung. Die Leute wohnten oft in 
bestimmten Vierteln und Häusern 
zusammen und hatten ein schlechtes 
Verhältnis zur Bevölkerung, wurden 
abgelehnt und verhielten sich aggressiv. 
Der Korpsgeist, der dort herrschte, war 
geprägt durch vollständige Unkenntnis 
der Stimmung der Bevölkerung, die als 
Untertanen betrachtet wurden. 
N.N.: Njein. Es stimmt, daß von seiten 
der Politoffiziere dem kleinen Wacht- 
meister, der auf der Straße war, vorge- 
schrieben wurde, was er zu denken 
hatte, wie er zu denken und wie er zu 
handeln hatte. Die Meinung dessen, der 
auf der Straße Dienst tat, ist nicht 
gefragt worden. Hätte er eine andere 
Meinung gehabt, wäre es über ihn 
gekommen. Beispielsweise damals 
beim Verbot der sowjetischen Zeit- 
schrift “Sputnik”: Wer da anderer Mei- 
nung war, der ist aus dem Zimmer des 
Politoffiziers nicht mehr herausgekom- 
men. Wer abweichende Auffassungen 
hatte und sich vielleicht noch mit Leu- 
ten auf der Straße darüber unterhielt, der 
wurde, wenn er dabei auf den Falschen 
traf, seines Lebens nicht mehr froh. Es 
gab aber, glaube ich, nicht ein ausge- 
sprochenes Mißverhältnis zum Schutz- 
polizisten, sondern mehr zur Kriminal- 
polizei, zum Abschnittsbevollmächtig- 
ten und zur Leitung der jeweiligen 
Dienststelle, die die Ordnungsstrafen 
und das weitere bearbeitet haben. 

Ein Schutzpolizist, der sich 
gegenüber den Bürgern vermünftig 


benahm, dem kamen die Leute auch ent- 
gegen. Leider gibt es aber eben viele, 
die Polizist geworden sind, um Macht 
ausüben zu können. Für viele war es das 
Größte, wenn sie jemandem auf der 
Straße zehn oder zwanzig Mark über- 
helfen konnten. Für mich ziemlich 
unverständlich, aber das war ihr 
Gesprächsthema in der Pause. Unsinnig, 
aber auf der anderen Seite wurde man 
dazu gezwungen. Es wurden darüber 
Listen geführt, wieviel Geld man pro 
Schicht den Leuten abgenommen hatte. 
Wer das meiste Geld abgenommen 
hatte, war der Beste. Und wenn er im 
Politunterricht fleißig das Händchen 
gehoben hat, hatte er Chancen, eine 
Funktion zu bekommen. 

telegraph: Warum bist Du eigentlich 
Polizist geworden? 

N.N.: Polizist bin ich aus zwei Gründen 
geworden. Erstens wollte ich eine Woh- 
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nung und erträgliche soziale Verhältnis- 
se haben, und das habe ich auch nach 
längerem Kampf bekommen. Der zwei- 
te Grund ist, daß ich am Anfang an den 
Auftrag eines Polizisten geglaubt habe. 
Das, was später kam, daß wir dann hier 
in Berlin bessere Grenzsoldaten wur- 
den, das konnte ich damals noch nicht 
absehen. Das ging erst 1984, 1985 los. 
Das hat die Bevölkerung gar nicht mit- 
gekriegt. Wir standen nach einem aus- 
geklügelten System hinter den Grenzpo- 
lizisten. Ich habe als Polizist 12 Stunden 
an einem Punkt stehen müssen. Wenn 
wir gesagt haben, daß wir kein Grenz- 
polizist sind, hat man gesagt, daß das 
der Klassenauftrag ist und der muß 
erfüllt werden. Da hattest Du nicht zu 
zucken. Es gab Polizisten, die standen, 
dann gab es Polizisten, die sie kontrol- 
liert haben und die wurden wieder kon- 
trolliert. Und die vom Präsidium haben 
die Kontrolleure, die kontrolliert haben, 
wieder kontrolliert. Und das wurde alles 
Tag für Tag und Nacht für Nacht auf die 
Minute nachgewiesen, jahrelang. 

Es entstand eine sehr schlech- 
te Stimmung innerhalb der Schutzpoli- 
zei, und die entlud sich dann am 7. 
Oktober. 
telegraph: Gegen die falschen Leute. 
N.N.: Ja, woher sollten sie wissen, daß 
das die falschen Leute sind? Es wurde 
ihnen doch beigebracht, daß die Leute 
vom Neuen Forum und von der 
Umwelt-Bibliothek alle Verbrecher 
sind. Bohley war ja der Satan in Person. 
Jeder, der eine andere Meinung hatte, 
war für einen Schutzpolizisten ein Ver- 
brecher und wurde einem Kriminellen 
gleichgesetzt. 


telegraph: Wie ist das eigentlich gewe- 
sen im Jahre 1989 und am 7. Oktober. 
Schon seit Frühjahr hatte es ja zahlrei- 
che Einsätze gegen Demonstranten 
gegeben. Wie haben sich die Polizisten 
dazu verhalten? Hat es da Fälle von 
Gehorsamsverweigerung gegeben? Wir 
haben gehört, daß Leute von der Bereit- 
schaftspolizei in den Tagen um den 7. 
Oktober 1989 den Einsatz verweigert 
haben. 
N.N.: Bereitschaftspolizisten wurden 
von uns abgegrenzt, das waren Wehr- 
pflichtige. Die Bereitschaftspolizisten 
waren junge Leute, die frisch aus dem 
Leben-kamen, die das Denken der nor- 
malen Leute noch nicht verlernt hatten. 
Obwohl natürlich auch unter diesen 
Umständen großer Mut dazu gehörte. 
Aber unter den Schutzpolizisten gab es 
keine Gehorsamsverweigerung, besten- 
falls ein bißchen Meckern. Jeder, der 
aufmüpfig war, wurde Repressalien aus- 
gesetzt, und seine Familie auch. Du 
wurdest zum Beispiel ja auch kontrol- 
liert, wie Deine Wohnung eingerichtet 
ist. Dieses Recht hatten beispielsweise 
der Politoffizier und der Revierleiter. 
Ich galt beispielsweise als Asozialer, 
weil ich kein Auto hatte und nur einen 
kleinen Fernsehapparat. In unserem 
Zimmer sind viele Bücher. Wir lesen 
viel, unterhalten uns abends und 
beschäftigen uns nicht so oft mit dieser 
Kiste. Ich mußte mich bei der Parteiver- 
sammlung verantworten. Ein Unding, 
das nicht der DDR-Norm entspricht, 
war für sie auch, daß ich keine Schrank- 
wand hatte. 

Das ist keine Übertreibung. 
Bis ins Private hinein wurde kontrol- 
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liert. Einem Kollegen ist von einem 
Politoffizier, der in einer ganz anderen 
Stadtgegend wohnte, gesagt worden, 
daß bei ihm der Fernsehapparat abends 
immer sehr lange läuft. Da mußte der 
sagen, daß seine Frau wohl mal wieder 
beim Fernsehn eingeschlafen ist. 
telegraph: Also, am 7. Oktober haben 
alle gehorcht. Es gab einzelne, die über 
die Überstunden gemeckert haben. Es 
gab einige, die überzogen haben, weil 
sie sehr viel Wut auf die Demonstranten 
hatten. Im Großen und Ganzen haben 
aber alle die Befehle befolgt. Was ist 
nun eigentlich passiert, nachdem sich 
im Laufe der Zeit herausstellte, daß sie 
dafür bestraft werden sollen, daß sie die 
Befehle befolgt haben. 
N.N.: Wir haben von den Vorkomm- 
nissen zuerst einmal gar nichts erfahren, 
das war alles Schwindel. Am 4. Novem- 
ber, während der Halbmillionen- 
Demonstration, wurde in der Dienststel- 
le gesagt: “Genossen, dort marschiert 
die Konterrevolution! Es sind zu viele, 
wir wollen Aufruhr vermeiden, wir wer- 
den mit den Hunderttausenden nicht fer- 
tig und wir nehmen auf die Anwesen- 
heit ausländischer Delegationen Rück- 
sicht. Sie werden aber so abgeschirmt, 
daß sie nicht aufmüpfig werden können. 
Das ist die Konterrevolution!” Es gab 
zwar einige, die schon andere Meinun- 
gen hatten, aber das wurde zu Hause 
gesagt oder am Biertisch getuschelt. 
Als dann die Nachricht kam, 
daß ein Polizist aus dem Prenzlauer 
Berg bestraft werden soll, wurden in 
den Dienststellen Protestresolutionen 
verfaßt: “Diese Verurteilung ist unge- 
recht. Das ist ein politischer Schaupro- 


zeß”, usw... 

telegraph: Um für unsere Leser noch 
einmal den Zusammenhang zu erläu- 
tern: Unter dem Druck des von den 
Basisgruppen gebildeten Unabhängigen 
Untersuchungsausschusses setzte die 
Stadtverordnetenversammlung einen 
eigenen Untersuchungsausschuß ein. 
Als der nicht glaubwürdig war, koop- 
tierten sie die Mitglieder des unabhängi- 
gen Untersuchungsausschusses. Aussa- 
gewillig und reumütig zeigte sich 
eigentlich nur der Polizeipräsident 
Rausch. 

N.N.: Ja, an einem Sonntag war dann 
eine Demonstration, bei der sich Rausch 
für den Einsatz des Wasserwerfers ent- 
schuldigt hat. Da herrschte bei den Poli- 
zisten helle Empörung. Dann wurde 
gefragt, warum Innenmipister Dickel 
die Polizei im Stich läßt. Ich habe in 
Erinnerung, daß jemand wörtlich 
gefragt hat: “Wo ist denn dieser alte 
Sack?” Hinsichtlich des Untersuchungs- 
ausschusses war die einhellige Mei- 
nung, daß das alles Kasper sind, die sich 
wichtig machen. “Eine Untersuchungs- 
kommission brauchen wir nicht. Was da 
passiert ist, haben die Zugeführten 
gebraucht.” 

Es gab Ausnahmen, aber das 
waren ganz wenige. Und das hat sich bis 
heute nicht geändert, das weiß ich aus 
persönlichen Gesprächen. 
telegraph: Ja, wie gehen denn die Leute 
damit um? Jetzt sind sie ja im neuen 
System, das entstand, weil damals die 
Demonstranten die Regierung stürzten. 
N.N.: Na, jetzt gehen sie nach rechts. 
Das war ja schon immer so. 
telegraph: Ist der Anteil von Rechten 
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in der Polizei sehr groß? 

N.N.: Ja, das hängt aber damit zusam- 
men, daß man damals den Diestel zum 
Innenminister gemacht hat. Die Leute 
haben gejubelt:””Unser schwarzer Mini- 
ster!”” Siehaben am Anfang voll auf die- 
sen Mann gestanden. Diestel war der 
erste, der wieder ein freundliches Wort 
für die Polizei übrig hatte und ihr den 
Rücken gestärkt hat. Man sagte, wenn 
unser Minister von der DSU kommt, 
müssen wir so denken wie er. Die Frage, 
was dieser Mann denn eigentlich für die 
Polizei getan hat, hat sich kaum jemand 
gestellt. Ich gehe jetzt immer vom 
Schutzpolizisten aus, dem, der die 
Arbeit macht. Einige, die nachgedacht 
haben, sind später zu anderen Ergebnis- 
sen gekommen. Viele, die ihren Job 
behalten wollten, haben begonnen, 
rechts zu.denken, bei einigen gingen 
sogar die Arme hoch. 


Ich habe. die Feststellung 
gemacht, daß diejenigen, die innerhalb 
der Polizei dunkelrot waren, dann plötz- 
lich dunkelbraun wurden. Und das 
merkt man heute noch in der Gewaltbe- 
reitschaft der Ostpolizei. Der Westbe- 
amte hat das Prinzip, daß jemand, der 
hilflos ist, die Handschellen hat, nicht 
mehr angefaßt wird. Der Ostpolizist ist 
da anders. Er muß eben noch ein 
bißchen brüllen und zeigen, daß er die 
Macht hat. 

| Ich denke, das liegt daran, aus 
welchen Gründen vor der Wende viele 
zur Polizei kamen. Es gibt viele, die in 
der Schule Probleme hatten oder sonst- 
wie nicht anerkannt wurden. Sie haben 
die Uniform angezogen, weil sie darin 
Macht hatten. 
telegraph: So ideal kann ich die West- 
polizisten auch nicht empfinden. Bei- 
spielsweise war zur Reichseinigung am 
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3. Oktober eine autonome Demonstrati- 
on, die abgesehen von vereinzelten Stei- 
newerfern, die es immer gibt, überwie- 
gend friedlich war. Sie wurde in einer 
Art zusammengeschlagen, daß man den 
Eindruck hatte, sie wollen zeigen, wo in 
Zukunft der Hammer hängt. Dann war 
die Räumung der Mainzer Straße ein 
weiteres Beispiel für völlig unverhält- 
nismäßiges Vorgehen. 
N.N: Ich kann das schwer beurteilen, 
weil ich nicht dabei war. Ich kann nur 


sagen, daß die, die bei solchen Sachen 


eingesetzt werden, nicht diejenigen 
Polizisten sind, die täglich den Einsatz 
in den Revieren machen. Das sind ganz 
spezielle Truppen, Einsatzbereitschaf- 
ten, die für solche Einsätze ausgebildet 
werden. Das sind in der Regel Azubis, 
Anfänger, die von der Polizeischule 
kommen und erst einmal dorthin Kom- 
men. Die werden auch von anderen 
Vorgesetzten ausgebildet und anders 
motiviert. 

Mich dazu zu äußern, fällt mir 
schwer. Es sind auch keine Beamten, 
sondern zum größten Teil Beamte auf 
Probe. Sie müssen sich hervortun, damit 
sie Beamte werden. 
telegraph: Eigentlich müßte man sie 
dafür ja entlassen. 

N.N.: Warum? Das hängt ja mit dem 
Auftrag der Polizei zusammen. Nehmen 
wir die Mainzer Straße. Die Besitzer 
dieser Häuser haben bei der Polizei die 
Räumung beantragt. 

telegraph: Nun, so war es nicht. Der 
Räumungsbefehl kam von der Woh- 
nungsbau-GmbH um zwei Uhr nachts, 
vier Stunden vor der Räumung. Ich 
frage Dich, welche Behörde außer der 


Polizei arbeitet um zwei Uhr nachts? 
N.N.: So war die offizielle Version, so 
wurde es meinen Kollegen erzählt. 
Davon müssen wir erst einmal ausge- 
hen. Denen wurde von ihren Polizeifüh- 
rern gesagt: “Diese Häuser sind unrecht- 
mäßig besetzt und ihr müßt sie jetzt räu- 
men.” Und da geht es wieder um den 
kleinen Polizisten auf der Straße, der 
den Arsch dafür herhalten muß, was 
ihm der Einsatzleiter befiehlt. Und 
wehe, die machen es nicht. 

Hinzu kommt, daß Beamten- 
tum als etwas Erstrebenswertes gilt, und 
um Beamte zu werden, werden die Poli- 
zisten alles tun, was ihnen ihr großer 
Manitou sagt. Ich kann dafür den klei- 
nen Polizisten auf der Straße nicht ver- 
urteilen, aber den, der weiß, ob es ver- 
hältnismäßig ist oder nicht und dann den 
unverhältnismäßigen Befehl gibt. Der 
kleine Polizist, der einen Helm und ein 
Schild hat, bekommt einen Befehl über 
Funk und dann hat er zu laufen wie ein 
Roboter. Das ist ja das Schlimme an 
dem Beamten. Das Beamtentum ist eine 
große Stütze der bundesdeutschen 
Gesellschaft. 

Auf der andere Seite gibt es 
eben Dinge, die ich nicht verstehe. Am 
1. Mai sind Kollegen mit dem Mann- 
schaftswagen gefahren und nur ausge- 
stiegen, um sich die Beine zu vertreten, 
weil sie schon sechs Stunden im Wagen 
saßen. Die sind völlig wehrlos gewesen, 
als sie mit Steinen angegriffen wurden 
und entsprechend sahen sie auch danach 
aus. Ich lehne Gewalt ab, egal, ob von 
links oder rechts. Ich finde beides nicht 
gut. 

Das ist das, was ich über Poli- 
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zisten aus den Revieren sagen kann, 
über die Einsatzbereitschaften kann ich 
nichts sagen. Ich weiß nur, daß da viele 
weg wollen. 

telegraph: Wir haben oft den Eindruck, 
daß es Polizeitaktik ist, sich nicht in 
sogenannte “ Auseinandersetzungen 
zwischen Rechten und Linken” einzu- 
mischen, was bedeutet, daß besetzte 
Häuser, die von Nazis angegriffen wer- 
den, nicht geschützt werden oder die 
Polizei regelmäßig zu spät kommt. 
N.N.: Ja und nein, muß ich wieder 
sagen. Wenn ein Anruf kommt, sitzt die 
Einsatzbereitschaft am anderen Ende 
der Stadt. Die Dienststellen haben gar 
nicht die Kapazität, diese Leute aufzu- 
nehmen. Auf der anderen Seite weiß ich 
von persönlichen Gesprächen, daß 
Rechte und Linke, wenn sie sich prü- 
geln, gar keine Einmischung der Polizei 
wünschen. Die betrachten das als Sport. 
Un das verstehe ich nicht 

telegraph: Du müßtest da vielleicht 
zwischen solchen unterscheiden, denen 
es Spaß macht, sich zu prügeln, und das 
gibt es ja wirklich und Leute, die über- 
fallen werden. Im allgemeinen möchte 
ich von Leuten, die mich überfallen, 
weder die politische Einstellung wissen 
noch sie sonstwie kennenlernen, ich 
möchte einfach nicht mehr von ihnen 
überfallen werden. 

N.N.: Das ist richtig und da bin ich 
wirklich dafür, daß die Polizei sofort 
einschreiten müßte. Aber nehmen wir 
mal Lichtenberg. In Lichtenberg ist man 
ja gar nicht in der Lage, Einsatzbereit- 
schaften zu stationieren. Wo sollen die 
denn untergebracht werden? Die Leute 
müssen 24 Stunden Dienst machen, die 


müssen essen, trinken, schlafen und sich 
waschen können. Ja, wohin denn? Der 
Senat spart ja vorn und hinten. 

Das sind nicht nur polizeiliche 
Entscheidungen, das sind auch politi- 


sche Entscheidungen. Ich habe manch- . 


mal das Gefühl, man versucht ganz 
bewußt, eine Konfrontation laufen zu 
lassen, um zu zeigen, daß wir noch mehr 
Polizei brauchen. Statt mit den gleichen 
Leuten und den gleichen Mitteln ein 
sinnvolleres System aufzubauen. Weni- 
ger Reden halten, sondern wirklich 
etwas tun. Weniger Autos für Vorge- 
setzte, sondern den einfachen Polizisten 
vernünftige Funkgeräte zur Verfügung 
stellen. Es kann nicht sein, daß sich ein 
Handfunkgerät nach zwei Minuten erle- 
digt hat, weil die Batterien leer sind. 
telegraph: Du erzähltest neulich, daß 
diese Nazibanden, die in 

Berlin von den Vietnamesen Schutzgel- 
der erpressen, wesentlich besser aus- 
gerüstet sind. 

N.N.: Ja, die haben Sprechfunkgeräte, 
die wesentlich besser sind, nicht nur, um 
Vietnamesen abzukassieren, sondern 
auch um “Linke zu jagen”, wie sie das 
nennen, und die Polizei zu verarschen. 
telegraph: Die machen ja regelrechte 
Streifen durch die Stadt. Macht ihr 
dagegen nichts? 

N.N.: Es darf ja jeder ein Funkgerät 
besitzen. 

telegraph: Und es darf auch jeder die 
Stadt befahren und bewachen, wie er 
will? 

N.N.: Ja, solange er dabei keine Straftat 
begeht und ich ihn dabei erwische. Jetzt 
kommt natürlich noch die Frage hinzu, 
ob man ihn erwischen will oder nicht. 
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telegraph: Ist das auch eine Personal- 
frage? 

N.N.: Ja, vielleicht. Aber ich würde viel 
mehr Fußstreifen einsetzen. Daß die 
Polizei zu sehen ist, halte ich für wich- 
tig. Natürlich muß dann jeder, der Fuß- 
streife läuft, selbst mit seiner persönli- 
chen Angst fertig werden. Dann soll 
man eben Hunde einsetzen, ich meine 
nicht als Drohung, sondern als Schutz. 
Die sollen nicht nur dazu da sein, um 
Herrn Mompers Grundstücke und die 
anderer Politiker zu schützen, sondern 
wirklich auch wieder, daß die Menschen 
wieder geschützt werden und sie Ver- 
trauen zur Polizei wiedergewinnen. 
telegraph: Die andere Frage ist natür- 
lich, daß die Jugendlichen, die jetzt 
Straßenbanden bilden und die Stadt 
unsicher machen, Jugendclubs erhalten 
müssen und von Streetworkern betreut 


werden müssen. Und da geschieht eben 
gar nichts. 

N.N.: Ja richtig. Da geschieht nichts, 
im Gegenteil, es wird gestrichen. Und 
jetzt kommt wieder das, was mich 
ärgert, daß immer wieder von seiten der 
ehemaligen Volkspolizisten kommt: 
“Alle ab ins Arbeitslager!” Egal, ob es 
Linke oder Rechte sind. 

telegraph: Du schätzt also die Westkol- 
legen als seriöser ein, als weniger 
gewaltbereit. 

N.N.: Ja, sie sind weniger gewaltbereit, 
jedenfalls die, die in den Revieren 
Dienst tun. Sie sind natürlich ziemlich 
überheblich. Sie unterscheiden zwi- 
schen ehemaligen DDR-Bürgern und 
Wessis. Ein Trabantfahrer wird oft 
wesentlich anders behandelt, als einer, 
der einen Porsche fährt. 

telegraph: Wie werden nun eigentlich 
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die Kollegen aus dem Osten behandelt? 
N.N.: Man toleriert sich. Aber wir 
haben natürlich wesentlich weniger 
Gesetzeskenntnis, und das läßt man uns 
spüren. Unsere Hauptaufgabe hier in 
Berlin war die Mauer. Es gab einige 
Kollegen, die mehr wußten, aber wir 
sollten nicht mehr wissen und das läßt 
man uns jetzt spüren. Es gibt natürlich 
Westkollegen, die mit uns bereitwillig 
zusammenarbeiten. Aber ich habe auch 
schon junge Westkollegen erlebt, die 
sagen: “Du bist für mich im Funkwagen 
eine Gefahr. Ich weiß nicht, ob ich mich 
auf Dich verlassen kann und muß des- 
halb alles allein machen. Sie lehnen ab, 
uns als vollwertig zu behandeln. 

Wenn ich zehn Jahre als Strei- 
fe gelaufen bin, dann habe ich, was den 
Umgang mit Menschen anbetrifft, min- 
destens die gleiche Erfahrung wie einer, 
der im Westen gedient hat. Ein Westbe- 
amter läuft ja nicht Fußstreife, der 
besteht auf seinem Motor. Mit Ausnah- 
me der Kontaktbereichsbeamten, die 
müssen zu Fuß laufen. 
telegraph: Die Straßenkriminalität ist ja 
erschreckend hoch. Nicht nur für Frau- 
en ist es ein Wagnis, beispielsweise 
durch einen kleinen Platzpark zu laufen. 
Die Polizei fährt ab und zu mit Tatü- 
Tata vorbei, und Schlägereien auf der 
Straße interessieren sie offensichtlich 
gar nicht. 

N.N.: Wo kein Kläger ist, da ist auch 
kein Beklagter. Wenn nachts nichts ist, 
wird eben nicht vorbeugend Streife 
gefahren, das ist äußerst selten. Ich halte 
ohnehin das Streifefahren für eine frag- 
liche Sache. Der Motor wird gehört, das 
Licht gesehen. Stattdessen wird Karten 


gespielt, Fernsehen gesehen und 

geschlafen. Es wird erst eingeschritten, 

wenn um Hilfe gerufen wird, und dann 

wird noch überlegt. Höchstens wenn es 

heißt, daß der Täter noch da ist, dann 

beeilen sie sich. 

telegraph: Unter diesen Umständen ist 

es ja erstaunlich, daß überhaupt ae 

erwischt wird. 

N.N.: Ja, ich hab schon gesagt, wenn 
man mal jemand erwischt, muß man 
einen roten Strich im Kalender machen. 

Da wird der Ostberliner Bürger in Ohn- 
macht fallen vor Schreck, daß ein Poli- 
zist mal zur rechten Zeit gekommen ist. 

Die andere Seite ist, daß sie bei den viet- 
namesischen Zigarettenhändlern mutig 
sind, leider hauptsächlich die Ossis, da 
sind sie rechtzeitig zur Stelle. Die Ost- 
berliner, die ich von früheren Streifen 
her kenne, sagen mir oft in Gesprächen, 
daß sie uns vermissen. Wir waren zu 
sehen. Wir waren auch da, wenn etwas 
geschah. Jetzt wird erst vom Revier aus 
losgefahren. Und außerdem ist der 
Enthusiasmus beim Westpolizeibeam- 
ten sehr gering. Er ist dafür da, daß er 
sein Geld verdient und eine gute Pensi- 
on kriegt. 

telegraph: Wie geht es eigentlich wei- 
ter mit den ehemaligen Volkspolizisten? 
Werden sie übernommen? 

N.N: Ja, das weiß immer noch keiner. 
Nach den Presseveröffentlichungen und 
anderen öffentlichen Stellungnahmen 
sollten wir alle bis Anfang Juni wissen, 
was aus uns wird. Keiner weiß es. Ein 
paar hohe ehemalige Vopo-Offiziere 
werden es wissen und die Mitverant- 
wortlichen der Oktoberereignisse des 
Jahres 1989, wir nicht. 
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Wir Ostpolizisten sind Keine 
Vollzugspersonen. Wir dürften norma- 
lerweise nicht mal jemand die Hand- 
schellen anlegen. Wir müßten ihn ren- 
nen lassen. Unsere Schußwaffe dürfen 
wir nur zum eigenen Schutz anwenden. 
Diese Veränderung ging, auch innerhalb 


- der Polizei, zu schnell, sie ist nicht vor- 


bereitet gewesen. Wenn die uns nicht 
bald Vollzugsmöglichkeiten geben, 
bricht das immer mehr ein in Berlin. 
Hinzu kommt, daß wir die Kenntnis der 
Stadt und der Menschen haben. Das 
nehmen die Wessis einfach nicht zur 
Kenntnis. Da werden Typen angebracht, 
die kennst Du vom Streifendienst 
früher. Von dem einen weißt Du, daß er 
harmlos ist, den anderen kennst du als 
gefährlichen Typ. Der Wessi weiß das 
besser, und er krallt sich den Falschen. 
So wie es bei dem Überfall auf die 
Homosexuellen in Mahlsdorf war. Von 
den Geschädigten haben sie die Perso- 
nalien aufgenommen, die Skins haben 
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sie laufen lassen. 

telegraph: Das ist aber ein allgemeines 
Prinzip. 

N.N.: Nicht immer, das liegt am Polizi- 
sten. Das Problem ist natürlich, daß der 
Ostschutzpolizist intoleranter ist.-Er hat 
es ja nicht anders gelernt. Daß jemand, 
der anders denkt als er, sein Feind ist, 
das ist in ihm drin. “Der Homosexuelle 
oder die lesbische Frau oder irgend 
jemand anders sind anders als du, das 
sind deine Feinde! Du bis der einzige 
Normale!” Das ist doch hier jahrelang 
eingebleut worden. 

Ich frage mich manchmal, was 
das ist. Aber ich weiß ja, wie viele ihre 
Ehen führen. Wenn sie im Dienst vom 
Vorgesetzten eine auf die Mütze 
gekriegt haben, weil sie blöd waren, das 
bekommt die Alte zu Hause garantiert 
wieder. Ich kenne kaum Ostberliner 
Kollegen, die sagen, daß sie ihre Frau 
achten. 

Dafür kratzen sie sich bei den 
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Westkollegen ein. Früher gab es ja 
schon bei der Polizei Leute, die regel- 
recht gebettelt haben, um Funktionen zu 
erhalten und aufsteigen zu können, also 
auch bei der Stasi darum gebettelt 
haben, Informanten werden zu dürfen. 
Und so ist das jetzt auch. Sie betteln den 
Wessi an: “Darf ich Ihren Helm tragen, 
darf ich Ihnen Kaffee kochen oder darf 
ich diesen Bericht abschreiben und mei- 
nen Namen darunter schreiben?”, um 
irgendwo oben positiv aufzufallen. 
Wenn ich Leiter wäre, würde ich das 
auch ausnutzen. Die Leute machen 
doch, was ich will. Dieses Untertanen- 
tum, der Diederich Heßling bei Thomas 
Mann, ist absolut im DDR-Bürger drin, 
zumindestens im Polizisten. Wenn das 
nicht so wäre, hätte es schon lange 
- geknallt. 

Wenn man vergleicht, was ein 
Polizist in der DDR verdient hat, war 
das ja lächerlich. Das war nichts für 192 
bis 196 Stunden Arbeit im Monat und 
Dienst an Sonn- und Feiertagen. Prinzi- 
piell zu den Weihnachtsfeiertagen fiel 
irgend jemand im Präsidium ein, daß er 
eine geheime Information hat, daß 
soundsoviel Leute über die Mauer wol- 
len. Also kam der Befehl Überstunden. 
Weihnachten weg, Ostern weg, Pfing- 
sten kamen die berühmten Festivals - 
alles weg. Es gibt kaum einen einfachen 
Schutzpolizisten, der mit seiner Familie 
in Ruhe Weihnachten, Ostern oder 
Pfingsten verbringen konnte. Nur mit 
Hilfe eines Krankenscheines, der aber 
scharf kontrolliert wurde. 
telegraph: Ein Wunder, daß sie nicht 
sauer wurden, aber sie wurden ja sauer - 
auf die kleinen Leute. 


N.N.: Sie waren Untertanen, ganz 
bewußt. Und jetzt kommt diese Vereini- 
gung. 

Ein Westbeamter hat teilweise 
ein anderes Empfinden zu Freiheit. Sie 
mucken auf, wenn ihnen etwas nicht 
paßt. Sie sagen zum Vorgesetzten: “Paß 
auf, wenn das so weitergeht, geh ich 
zum Arzt!” Und sie gehen zum Arzt, 
und das weiß der Vorgesetzte, und er 
hat nicht das Recht, sie so zu kontrollie- 
ren, wie das hier üblich war. 

Dadurch, daß bei uns der 
Untertanengeist noch so drin ist, 
machen die mit uns alles, was sie sich so 
denken. Am Straßenrand liegt eine tote 
Katze. Wer sackt sie ein? Der Ossi! Der 
Westbeamte faßt sie nicht an. Es ist ein 
langer Bericht zu schreiben. Der West- 
beamte geht nach Hause. Der Ossi sitzt 
immer noch und tippt. Dieser Unterta- 
nengeist wird voll ausgenutzt. Und das 
ist das, was ich dem DDR-Regime 
hauptsächlich vorwerfe, daß es sich 
Untertanen erzogen hat. Jeder, der sich 
von den Westvorgesetzten ein bißchen 
mit Psychologie beschäftigt, weiß das 
und nutzt das aus. 

Wo gibt es denn so etwas, daß 
wir ebenso wie die Westbeamten unse- 
ren Kopf hinhalten müssen, dafür aber 
knapp über 1000 Mark bekommen und 
uns nicht mal gesagt wird, ob wir Poli- 
zisten bleiben dürfen oder nicht. Ich 
habe schon X-mal gesagt: “Leute steht 
hier nicht rum und meckert. Wir tun uns 
zusammen, malen uns ein Schild und 
stellen uns auf den Alex. Wir haben die 
Schnauze voll, wir müssen uns bewe- 
gen!” Niemand wollte etwas tun, aber 5 
Minuten später hat es schon der große 
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Manitou gewußt, der kilometerweit weg 
seinen Sitz hat. 

telegraph: Du möchtest trotzdem Poli- 
zist bleiben. Wo siehst Du deine Aufga- 
be? 

N.N.: Ich würde eine Aufgabe darin 
sehen, mehr mit Menschen zu arbeiten 
und das Vertrauen gerade der Berliner 
in die Polizei wieder zurückzugewin- 
nen. Zur Zeit ist das Vertrauen ja weg. 
Man merkt das an den spöttischen und 
wütenden Reaktionen uns gegenüber. 
Das liegt nicht nur an der Politik, son- 
dern auch an der Polizei. Ein Westbe- 


amter ist eben abgesichert. Wenn der 
mal zu spät kommt, sieht er das nicht so 
tragisch. Nach Ansicht der Westbeam- 
ten engagieren wir uns viel zu sehr für 
die Leute. Wenn jemand über Telefon 
um Hilfe ruft, überlegt der Beamte erst 
hin und her, ob der Bürger zur Hilfe 
würdig ist. Unsereins hat von Anfang an 
gelernt, daß jemand, der um Hilfe ruft, 
meine Hilfe bekommt. Dafür bin ich 
Polizist, das war mein Credo: den Men- 
schen helfen zu können. 

Das Gespräch führte r.l. 


Neonazistische Überfälle 


Vieles findet sich mittlerweile immer- 
hin zum Teil auch in den überregionalen 
Zeitungen. So müssen wir nicht mehr 
den Bericht eines Überfalls auf eine 
Party von Homosexuellen in Berlin- 
Mahlsdorf nachtragen. Ein Bericht über 
die Verhältnisse in Königs-Wusterhau- 
sen bei Berlin fand sich in der “extra”, 
überall wurde über die Auseinanderset- 
zungen zwischen Zuhältern und Nazis 
in Dresden geschrieben. Der “Spiegel” 
berichtete zusätzlich daß jener ermorde- 
te Dresdner Naziführer früher Spitzel 
war. Darüber hinaus wurden uns folgen- 
de Vorgänge bekannt: 

Rechtsradikale Skinheads 
haben in der Nacht zum 1. Juni in Neu- 
brandenburg ein von Jugendlichen 
besetztes Haus und ein Ausländerwohn- 
heim überfallen. Wie Jürgen Schumann, 
Einsatzleiter der Polizei, am Montag 
mitteilte, wurden am Sonntag morgen 
sieben Tatverdächti 


ge aus Prenzlau festgenommen. Bei 
ihnen wurden Pistolen, ein asiatisches 
Würge- und Schlagholz, Totschläger, 
Messer und Eisenkugeln beschla- 
gnahmt. 

Etwa 50 Rechtsradikale hätten 
das Haus angegriffen und sich mit den 
40 Hausbesetzern einen “Schlagab- 
tausch” geliefert. Ein Angreifer ist ver- 
letzt worden. Anschließend sind die 
Skins geflüchtet. Kurz darauf überfielen 
sie ein Ausländerwohnheim, bemächtig- 
ten sich der Glaswaren eines vietname- 
sischen Händlers und warfen damit die 
Scheiben des Hauses ein. Es entstand 10 
000 Mark Sachschaden. Da die Polizei 
zu spät kam, ist niemand gefaßt worden. 
Später hat die Polizei einige Skins fest- 
genommen. 

Ende April, Anfang Mai hat es 
in Wittenberge einen Angriff auf 


Allerorten wird er bestaunt und gelobt, 
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ein Haus gegeben, in dem 14 Namibia- 
ner wohnen. Zwei lagen nach zwei 
Wochen noch mit lebensgefährlichen 
Verletzungen im Krankenhaus. Im Ort 
gab es dazu keine Reaktionen. Erst auf 
Grund eines Besuchs von Leuten des 
Antıirassistischen Telefons Berlin ist die 
örtliche Kirche aktiv geworden und will 
jetzt mehr mit den Namibianern 
machen. 

Auch nach Halle haben mitt- 
lerweile rechte Organisationen wie NA 
und NF ihre Fühler ausgestreckt. In den 
realsozialistischen Einheitsbauten der 
Neustadt finden sie offenbar genügend 
sozial geschädigte Jugendliche, die 
bereit sind, ihnen zu folgen.Hoffnungs- 
volle Anfänge für Gespräche des Magi- 
strats und der Hallenser Autonomen mit 
der einheimischen Skin-Szene haben 


sich zerschlagen, seit die Westführer die 
Fäden in der Hand halten. 

Meldungen über Aktionen des 
Hallenser Nazianhangs finden sich fast 
täglıch in der Lokalpresse. Am 16. Mai 
wurde ein 13-jähriger mit sexuellen und 
sonstigen “Spielchen” gequält und 
sodann 3 Tage bei Wasser und Brot ein- 
gesperrt. Am Nachmittag des 28.5. 
wurde ein Mädchen von vier Skins 
zusammengeschlagen, am 29.5. ein“ 
autonom gekleideter Jugendlicher. Ran- 
dalen auf der Straße sind Alltag. 

Die Polizei greift kaum ein, 
höchstens, wenn sie selbst einmal, wie 
am 24.5., mit Steinen beworfen wird. 
Die Justiz läßt alles im Sande verlaufen.- 


nach K.o., t.p. und anderen 
Informanten 


Sozialprojekt verkommt zum Nazi-Center! 
Ein Sozialarbeiter auf dem Profilierungstripp 


Allerorten wird er bestaunt und gelobt, 
der Michael Heinisch, Sozialarbeiter der 
evangelischen Kirche Berlin/Branden- 
burg und seit einigen Jahren Leiter des 
Lichtenberger Kirchenprojektes mit 
“rechtslastigen Jugendlichen”. 

Es gibt mittlerweile kaum 
noch Medien innerhalb der “BRD”, die 
nicht über ihn und sein Projekt geschrie- 
ben haben. Er gilt als “DER” Fachmann 


in Punkto “Resozialisierung von 
Rechtslastigen”. 
Skins, Hools, rechte Kids, selbst 


Faschos, haben Vertrauen, akzeptieren 
ihn und hören sogar auf das, was er sagt. 


(Heinisch über sich selbst) 

Seit Dezember “90 nun hat das Projekt 
Heinisch ein Haus, das ihm vom Stadt- 
bezirk Lichtenberg zugesprochen 
wurde. Er und “seine Jungs” arbeiten 
dort. Von der Stadt und der Kirche 
gesponsert, mit ABM-Verträgen und 
einem für Ost-Verhältnisse unglaubli- 
chen ABM-Lohn von ca. 1600 DM 
Netto monatlich (ein Teil dieses Geldes 
ist ein zusätzlicher Zuschuß der Kirche), 
setzen sie das Haus, Pfarrstraße Nr.111, 
instand. Gegenüber diesem Haus, also 
in der gleichen Straße, und das fast ein 
halbes Jahr länger, sind etwa 10 Häuser 
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Pfarr- /[Ecke Kaskelstr.: "Sozialarbeiter" Michael Heinisch (Bild-rechts) 


besetzt. 

Für Heinisch ist das kein Problem. Er 
sieht dies gerade als Chance, daß Linke 
und Rechte gemeinsam zusammenleben 
und sich vertragen. Und “seine Jungs” 
sind ja keine Nazis und überhaupt fried- 
lich. 

Für die Besetzer sieht das ganz 
anders aus. Sie haben Angst vor dem, 
was ın der Pfarrstr. 111 abläuft. Sie 
glauben, daß die Stadt das absichtlich so 
gemacht hat, um einen Konflikt herauf- 
zubeschwören und damit einen Räu- 
mungsgrund für ihre Häuser zu bekom- 
men. Außerdem meinen sie, daß die 
Leute in Heinischs Projekt alles andere 
als friedlich sind. Sie halten das Haus 
111 für ein verdecktes Fascho-Nest. 


Fakt ist erst einmal, daß seit 
einiger Zeit drei Funktionäre und Grün- 
der der neofaschistischen Nationalen 


Alternative (NA), Frank Lutz, Heiko 
Baumert und Ingo Hasselbach, in dem 
Projekt mitarbeiten. Heinisch weiß dem 
zu entgegnen, daß es sich bei diesen um 
Aussteiger handele. Bei Hasselbach 
wäre es immerhin möglich. Wird er 
doch innerhalb seiner alten Verbindun- 
gen als Spitzel und Verräter gehandelt. 
Seine Kameraden vermuten, daß Has- 
selbach bei seiner U-Haft im Zusam- 
menhang mit dem Sturm von Diestels 
Antiterroreinheit auf das NA-Haus 
Weitlingstr.122, im letzten Jahr, 
gegenüber der Polizei gesungen haben 


telegraph 4/91 


soll wie ein Vögelchen. Nur die Polizei 
soll seinen Ausstieg aus der Naziszene 
bzw. gar ein Anwerben versaubeutelt 
haben. 

Weiterhin soll Hasselbach um 
sein Leben fürchten und sich aus diesem 
Grund vor seinen “Kameraden” ver- 
stecken. So hielt er sich einige Wochen 
bei Verwandten auf. Jedoch geht er 
nach wie vor brav zur Arbeit. 

Ganz anders sieht es bei Lutz 
und Baumert aus. Sie sind zum Beispiel 
eingetragene Mitglieder der neofaschi- 
stischen Neugründung Nationale Offen- 
sive (NO). Beide waren Teilnehmer des 
NA- Parteitags vom Februar ‘91. 
Außerdem beteiligte sich Baumert an 
dem faschistischen Aufmarsch in Halbe 
Ende 1990. Weiterhin gibt es Infos, daß 
eine Reorganisierung der Nationalen 
Alternative (NA) erfolgen soll. Lutz und 
Baumert wollen demnach mit ihren 
alten Kumpels aus der Ur-NA an der 
DA/FAP-Konnektion vorbeiarbeiten. 
Heinisch will von solchen Aktivitäten 
nichts wissen. Er steht zu 
Jungs”. 


“seinen 


Am ersten Mai 1991 war der 
kleine Bruder von Hasselbach, der 
ebenfalls in Heinischs Projekt arbeitet, 
bei der Naziveranstaltung in Cottbus 
anwesend. Dort wurde der verstorbene 
Michael Kühnen geehrt und seine Nach- 
folger bestimmt. Doch Heinisch wiegelt 
ab. Er hat “seine Jungs” im Griff. 

Immer wieder kam es zu 
Übergriffen auf die besetzten Häuser 
und ihre Bewohner. So wurden Pfarr- 
straßenleute vor der nahe gelegenen 
Kneipe “Happen” von Faschos zusam- 
mengeschlagen. Eines Nachts verprü- 


gelten zwei Rechte in der Kaskelstraße, 
gleich um die Ecke, einen Mann aus den 
besetzten Häusern usw. Die alltägliche 
Anmache und die sexistischen Beleidi- 
gungen gegenüber Frauen kommen 
noch dazu. In den geschilderten Fällen 
und einigen anderen waren nach Aussa- 
gen der Opfer stets Leute aus Heinischs 
Projekt dabei. Heinisch aber will davon 
nichts wissen. 

In einigen versuchten Aus- 
sprachen zwischen Linken und Rechten 
im Vereinslokal der BI Kugraben e.V. 
wiegelte er immer wieder ab, strafte die 
Geschädigten Lügen und bekundete 
immer wieder die Friedlichkeit “seiner 
Jungs”. Letztendlich steht Aussage 
gegen Aussage, und Heinisch kann sich 
der Rückendeckung von Stadtbezirk 
und Kirche sicher sein. Gerade die Kir- 
che spielt hier eine zentrale Rolle. Das 
Heinischprojekt ist ein ein Renommier- 
objekt. Kann doch hier der Niedergang 
ihrer Rolle als Dach für “entrechtete” 
und Randgruppen gebremst werden. So 
ist also auch nicht verwunderlich, daß 
der Stadtjugendpfarrer Hülsemann sich 
schützend vor Heinisch stellt. 

Auch das Bezirksamt und die 
Wohnungsbaugesellschaft Lichtenberg 
sind dem Heinischhaus wohl gesonnen. 
Ihnen ist dieses Projekt allemal lieber 
als die. besetzten Häuser. Schließlich 
haben sie doch Heinisch die 111 ange- 
boten. Die Hausbesetzer sind da 
schlechter dran. Die läßt die WBL am 
ausgestreckten Arm verhungern. Verträ- 
ge stehen nicht in Aussicht. Es gibt zwar 
einen Runden Tisch und Verhandlun- 
gen, jedoch ist dies alles nur Kasperl- 
etheater. 
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Eine weitere, dubiose Rolle 
spielt der Sanierungsträger. Die Link- 
salternativ/liberale Firma LIST ist im 
Wedding zu Hause und arbeitet dort, 
wie mittlerweile ‚auch in Mitte, an 
Selbsthilfe- und Sozialprojekten. Die 
Situation in der Pfarrstraße bereitet ihr 
keine Probleme. Zwar ist man sich der 
Brisanz bewußt, jedoch gäbe es für sie 
keine Anhaltspunkte, daß es sich bei 
Heinischs “Jungs” um Faschos oder 
deren Sympathisanten handle. 

Am 9. Mai 1991 (Himmel- 
fahrt) wurden die besetzten Häuser in 
der Pfarrstraße von einem großen Hau- 
fen Faschos angegriffen. Mit Mollis und 
Steinen traktierten sie die Häuser bis sie 
zurückgeschlagen werden konnten. 


Nach Zeugenaussagen und mit Fotos 
und Filmaufnahmen belegbar, waren 
ganz klar Leute aus Heinischs Projekt 
aktiv daran beteiligt. Heinischs erste 
Reaktionen altbekannt und mittlerweile 
gut trainiert: Schulterzucken und abwie- 
geln. Diesmal wurden jedoch andere 
Reaktionen nötig. So erhielt Heinisch 
durch einen Bericht in den ARD- 
Tagesthemen, einige Tage später erst- 
mals Negativpublicity. Eine Woche spä- 
ter wurden die Pfarrstraßenbesetzer 
erneut von Rechtsextremisten angegrif- 
fen. Nun sucht Heinisch sein Heil in der 
Offensive. Auf erneute Anfragen gibt er 
zu, daß an dem ersten Angriff tatsäch- 
lich Leute aus seinem Projekt beteiligt 
waren. Dies würde aber “hausintern” 


Pfarr- [Ecke Kaskelstr.: NA-Funktionäre 
(von rechts) Hasselbach und Lutz, (mitte hinten) Heiko Baumert 
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ausgewertet und Konsequenzen haben. 
Wohl gemerkt “hausintern”! Über ande- 
re Lichtenberger Sozialarbeiter war 
dann zu erfahren, daß diese Konsequen- 
zen darin bestanden, daß einer Person 
des Projektes der Rausschmiß angedroht 
wurde. Dies wurde dann in eine vier- 
zehntägige Bewährungszeit umgeän- 
dert, während der sich der “BÖSE- 
WICHT” rehabilitieren darf. 

Damit scheint für Heinisch das 
Problem erledigt und es kann zur Tages- 
ordnung übergegangen werden. Alles 
im Griff! 

Heinisch hat seine “Jungs” 
alles andere als im Griff oder er toleriert 
derartiges wissentlich. Er ließjsich vor 
den Karren der Machthaber dieser Stadt 
spannen und benutzen. Er hat Selbstver- 
marktung betrieben und sich von Pres- 
setermin zu Pressetermin begeben. 

Sein Projekt ist zur normalen 
Arbeitsstelle verkommen. Mit Gemein- 
schaft ist da nicht viel los. Es gibt einen 
tiefen Bruch in der Gruppe, nur wenige 
glauben noch immer an Heinisch. Die 
meisten “seiner Jungs” sind ihm schon 
lange aus den Händen geglitten und 
glauben sich von ihm betrogen. Hinter 
seinem Rücken heißt er “Schummel- 
Heinisch”, Die drei “Linken” aus dem 
Projekt sind ausgestiegen und arbeiten 
nun (weiter für LIST) im Wedding. 


Heinischs ehemalige, 
langjährige Vertraute, Mitarbeiterin und 
Freundin wurde von ihm und mit Hilfe 
der Kirche aus dem Projekt gedrängelt. 
Ihre Bindung zu Leuten aus dem Projekt 
wäre, laut Heinisch, zu stark und würde 
dem abträglich sein. Heinisch regiert 
uneingeschränkt, nach allen Seiten 
abgesichert. 

So betreibt man keine Sozialarbeit 
und so bekommt man keine rechtslasti- 
gen Kids “resozialisiert”. Es ist zwar 
äußerst nötig, mit sozialen Projekten ein 
Auffangbecken zu schaffen, um orien- 
tierungslosen und faschistisch gefährde- 
ten Jugendlichen eine Alternative aufzu- 
zeigen und ihre Individualität zu för- 
dern. Gerade die Kirche ist dort ange- 
fragt, und Geld und Räumlichkeiten ste- 
hen ihr ausreichend zur Verfügung. 
Jedoch kann es nicht sein, daß derartige 
Projekte einzeln und ohne jede Breiten- 
wirkung zum Renommierobjekt ver- 
kommen und dem Sozialarbeiter zur 
Selbstprofilierung dienen. 

In diesem Fall kann es nur heißen: 
Wenn der Kirche und der Stadt etwas an _ 
diesem Projekt liegt, dann muß Heinisch 
weg und dafür ein wirklich guter Sozial- 
arbeiter her, dem es nicht um sich selbst 
geht, sonden um die “Jungs”. 
Daniel Düsentrieb 
(very importend person) 


Demokratische Strukturen statt Stellvertreterpolitik 
Streitgespräch über die Gewerkschaften aus der ehemaligen 
Bundesrepublik in der ehemaligen DDR. 


Gesprächspartner: Martin Jander (Westberlin), früherer Mitarbeiter des Hauptvor- 
standes der ÖTV in Stuttgart, Renate Hürtgen (Ostberlin), Mitbegründerin der unab- 
hängigen Gewerkschaftsinitiative in der DDR im Herbst 1989. 
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Hürtgen: Als in der ehemaligen DDR in 
den Betrieben und auf den Straßen die 
alten Verhältnisse gestürzt wurden, 
warst Du noch Mitarbeiter beim Haupt- 
vorstand der ÖTV in Stuttgart. Wieso 
ht ihr eigentlich die Bewegung in den 
Betrieben der ehemaligen DDR so 
wenig ernst genommen? 

Jander: Bei uns wurden bis 1989 Leute, 
die Kontakte zur Opposition in den Län- 
dern des “real-existierenden Sozialis- 
mus” hatten, ins rechte Spektrum ein- 
sortiert. Bei vielen Progressiven galt das 
als Paktieren mit den “Freunden unserer 
Feinde”. Leute von meiner Sorte, die 
“schon länger im Gespräch mit Opposi- 
tionellen in der ehemaligen DDR waren, 
gab es nicht so viele, erst recht nicht in 
den Gewerkschaften. 

Hürtgen: Aber wenn ihr Kontakte hat- 
tet, hattet ihr sie zu den Bürgerbewe- 
gungen. Die Betriebe, in denen sich 
Ende 89, Anfang 90 viel tat, die wurden 
von den fortschrittlichen Kräften aus der 
ehemaligen BRD und den Bürgerbewe- 
gungen aus der ehemaligen DDR 
gemeinsam einfach vergessen. 

Jander: Ich denke, daß in der Situation 
des Umbruchs viel entscheidender war, 
daß zwischen DGB und FDGB ja schon 
lange eine “Spitzendiplomatie” existier- 
.te. Die ging praktisch bis zu den Wahl- 
en im März 1990 weiter. Leute in der 
Bundesrepublik, die mit unabhängigen 
Betriebsräten und Bürgerrechtlern eine 
neue Gewerkschaft aufbauen wollten, 
waren in der Minderheit und isoliert. 
Außerdem war ja die Bewegung in der 
ehemaligen DDR so eine Art “Feier- 
abendrevolution”. So viele betriebliche 
Aktivisten gab es doch damals gar nicht. 


Die entscheidenden Leute bei den 
Gewerkschaften in der Bundesrepublik 
waren aber eben von FDGBlern beein- 
flußt. Deswegen kam da nichts zustan- 
de. 

Hürtgen: Aber das ist doch keineswegs 
zufällig. Vor allem hatten doch die 
West-Gewerkschaftsfunktionäre Angst 
davor, daß sich hier eine unabhängige 
Gewerkschaftsbewegung entwickelt. 
Das wollten sie auf keinen Fall. Da 
waren ihnen die FDGBler doch lieber. 
Jander: Du meinst, die Angst vor 
Basisbewegungen gehört zum Wesen 
der Gewerkschaften in der Bundesrepu- 
blik? 

Hürtgen: Ja. Sie sind doch selbst büro- 
kratisch und undemokratisch. 

Jander: Na ja. Gewerkschaften waren 
in Deutschland immer ziemlich zentrali- 
stisch. Eine syndikalistische Tradition 
hat es hier so gut wie nicht gegeben. 
Hürtgen: Ja gut, das hat alles seine 
Geschichte. Klar. Ich bin vor allem trau- 
rig, daß die Chancen, die in dem 
Umbruch bestanden, jetzt vergeben 
sind. In solchen Umbrüchen gibt es ja 
immer Chancen für ganz Neues, da 
müssen sich Traditionen ja nicht fortset- 
zen. Jetzt haben wir euer zentralisti- 
sches Gewerkschaftsmodell, das wird 
ziemlich stabil sein. Wir, die Unabhän- 
gigen, können uns jetzt nur noch ent- 
scheiden, ob wir resignieren, reingehen, 
oder ob wir was Eigenes machen. Beim 
Aufbau der neuen Gewerkschaften sind 
wir nicht gefragt worden. 

Jander: Worauf wollt ihr denn mit einer 
eigenen Bewegung setzen? Auf einen 


Verelendungsprozeß in der ehemaligen 
DDR? 
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Hürtgen: Nein, auf selbstbewußte 
Belegschaften, die sich die einfache 
Überstülpung der Marktwirtschaft nicht 
gefallen lassen. Die Tätigkeit der BRD- 
Gewerkschaften in der ehemaligen 
DDR läuft doch darauf hinaus, daß sie 
nur reduzierte Stammbelegschaften ver- 
treten werden. Es könnte sein, daß sich 
einige Belegschaften dies nicht gefallen 
lassen. 

Jander: Aber das Hauptanliegen der 
Belegschaften und ihrer Vertreter, 
soweit ich sie durch meine Interviews 
kenne, war und ist doch, mit der alltäg- 
lichen Anarchie der früheren Verhält- 
nisse, daß es keine Ersatzteile gkb etc., 
Schluß zu machen. Die haben doch auch 
ein Interesse an der Modernisierung und 
an der Konkurrenzfähigkeit der Betrie- 
be. 

Hürtgen: Sie wollen effektiver ausge- 
beutet werden. 

Jander: Jedenfalls so wie früher, mit 
den inkompetenten Partei- Industrie- 
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Managern soll es nicht mehr weiterge- 
hen. Welche Betriebe wie überlebens- 
fähig sind, darüber gibt es leider gar 
keine konzeptionelle Diskussion. Auch 
bei den Gewerkschaften hier im Westen 
nicht. 
Hürtgen: Die ist ja jetzt auch gar nicht 
mehr möglich. Jetzt wird uns. euer 
Modell der Marktwirtschaft überge- 
stülpt. Für uns war die Zeit zwischen 
der alten DDR und der neuen Bundesre- 
publik einfach zu kurz. 

Ich sehe es aber auch so: Die 
Arbeiter und die Gewerkschaften haben 
nicht hauptsächlich die Aufgabe, sich an 
einer Konzeptdiskussion zu beteiligen, 
sondern sie müssen eindeutig die Inter- 
essenvertretung der Arbeitnehmer orga- 
nisieren. Es gibt doch nicht “die” 
gesamtgesellschaftlichen Interessen. 
Hier gibt es doch den entscheidenden 
Interessengegensatz. Deswegen denke 
ich in der aktuellen Situation pragmati- 
scher. Für die Arbeiter ist heute ent- 


BE 4% 148 ur % 

OL, RA MEERE a 
Wir Air brauchen “ ur 
40; :80,- Piepen, IT. 

nd us. S20 Ba 3 


en, wi 
’ . 


Ey 


N Problem 
| d im 


telegraph 4/91 


scheidend, wie sie sich einmischen kön- 
nen, wie sie ihre Interessen durchsetzen 
können. Das ist die Hauptaufgabe der 
Gewerkschaften. Das müssen sie orga- 
nisieren. 

Jander: Die Probleme, die heute für 
gewerkschaftliche Arbeit in der ehema- 
ligen DDR existieren, resultieren auch 
daraus, daß hier so gut wie keine eigen- 
ständigen, authentischen Interessenver- 
tretungen entstanden sind... 

Hürtgen: Aber sie wären doch nie 
akzeptiert worden... 

Jander: Man hätte sie akzeptieren müs- 
sen, wenn sie entstanden wären. Da dies 
nicht der Fall war, haben die bundes- 
deutschen Gewerkschaften ihre Organi- 
sations- und Politikmuster, die sich in 
unserem Wirtschaftswunder gefestigt 
haben, übertragen. Im Wirtschaftswun- 
der kamen die Gewerkschaften bei uns 
ja auch weitgehend ohne die Beteili- 
gung der Belegschaften aus. Ihre Ver- 
handlungsmacht hing von deren Beteili- 
gung nicht ab. Sie wurde umgekehrt von 
den Belegschaften auch nicht eingefor- 
dert. Aber hier, unter den Bedingungen 
in der ehemaligen DDR funktioniert das 
so nicht, das sehe ich wie Du. Ich 
befürchte, daß der Einfluß der Gewerk- 
schaften hier in der DDR ziemlich 
schnell zurückgehen wird, da ihre Orga- 
nisations- und Politikmuster auf diese 
Situation nicht passen. 

Hürtgen: Könnte das nicht auch eine 
Chance sein? Initiativen, Beteiligung 
und Engagement - so sehe ich das aus 
meinen Erfahrungen in der ehemaligen 
DDR - entstehen doch nur dort, wo die 
Macht der Zentrale abnimmt. Du 
kommst mir mit Deinen Befürchtungen 


so vor wie unsere alten Gegner, die 
jedes unabhängige Engagement als 
Schwächung ihrer Macht denunziert 
haben. Aber erst ihr Machtverfall hat 
die vielen Initiativen hier möglich 
gemacht. Wieso also befürchtest Du den 
Machtverlust der Gewerkschaften so? 
Jander: Ich sehe nicht, daß aus dem 
Einflußverlust der Gewerkschaften 
Produktives entsteht. Ich sehe nur weni- 
ge stabile Initiativen, Bewegungen etc. 
die dabei sind eine demokratische 
Gesellschaft aufzubauen. Ich fürchte 
eher, daß die Krise, in der sich die ehe- 
malige DDR befindet Gewalt, Ressenti- 
ments und Destruktivität freisetzt. Und 
dies in einem Moment, in dem sich 
diese Gesellschaft innen- und außenpo- 
litisch erst definieren muß. 

Ich will aber gerne zugeben, daß ich 
eine Gruppe entschlossener Gewerk- 
schaftsreformer, die die Herausforde- 
rung in den 5 neuen Bundesländern zum 
Anlaß nehmen über Veränderungen 
nachzudenken und sie dann auch umzu- 
setzen, momentan nicht sehe. Das ist ja 
das Elend. 

Hürtgen: Was sollen den Deiner Mei- 
nung nach die Arbeitnehmer in der ehe- 
maligen DDR machen? Ich finde Du 
müßtest da doch etwas produktiver den- 
ken.. 

Jander: Meiner Meinung nach müssen 
die Gewerkschaften hier viel mehr Poli- 
tik in der Kommune machen, sie müs- 
sen den Betriebsräten - und zwar nicht 
nach Branchen getrennt - die Möglich- 
keit geben Alternativen zur Politik ın 
den Städten zu entwickeln. So ähnlich 
wie an den runden Tischen. Sie müssen 
ein vielfältiges Beratungs- und Selbst- 
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hilfeangebot für solche Situationen aus- 
denken und initiieren. In den Fragen wie 
Miete, Kinderkrippen etc. könnten sie 
doch auch kooperieren mit Initiativen, 
die es auf diesem Gebiet schon gibt. Ihre 
Strukturen, die sie aus dem Wirtschafts- 
wunder hierher übertragen haben, wir- 
ken jetzt kontraproduktiv. Sie lähmen 
Selbsthilfe, Initiative und Engagement, 
statt sie zu befördern. 

Hürtgen: Aber an den runden Tischen, 


z. B. hier in Berlin wird doch auch nur 
Stellvertreterpolitik gemacht. Und auch 
bei Deiner Konzeption für Regional- 
und Strukturpolitik, da reden Stellver- 
treter miteinander. Wir haben hier 40, 
nein 60 Jahre keine eigenen Erfahrun- 
gen mit Demokratie gemacht. Wir brau- 
chen jetzt breite demokratische Struktu- 
ren und keine Stellvertreterpolitik. Aber 
das kapieren Leute aus dem Westen lei- 
der oft nicht. 


Jeder Mensch ist Ausländer fast überall 


Veranstaltungswoche im Prenz‘l- Berg 
(Selten dämliche Überschrift..., d. Säzz.) 


In Anbetracht der immer größer wer- 
denden und der ansteigenden Gewalt 
gegenüber unseren ausländischen Mit- 
bürgern , aber auch dem bei vielen Men- 
‘schen vorhandenen Bedürfnisse sich 
näher kennenzulernen, organisierten 4 
Berliner Gruppen eine Reihe von Ver- 
anstaltungen zu oben genanntem Thema 
im Kiez um den Helmholtzplatz mit 
abschließendem Fest auf demselben. 

Unser direktes Anliegen war 
es, dem “Durchschnittsbürger” einige 
Angebote zu machen, um diejenigen, 
welche sich nicht mit dieser Thematik 
beschäftigen - aus welchen Gründen 
auch immer - dies zu ermöglichen! 

Es fanden zu Themen wie z.B. 
Ausländergesetz, Hackordung in der 
Gesellschaft, Entstehen von Jugendban- 
den usw. die ganze Woche Veranstal- 
tungen statt, die zum Teil kulturell 
untermalt wurden. Leider blieb die 
Beteiligung der eigentlichen Zielgrup 


« 


pen gering. Es ist nicht leicht, an die 
Menschen mit ihren Alltagssorgen und 
anderen, für sie wichtigen Kleinigkeiten 
heranzutreten, die sich für die meisten 
zu einem Berg von Problemen auftür- 
men, und sie womöglich noch zu begei- 
stern. Dies ist bei weitem keine neue 
Erfahrung, dennoch ist der Versuch die 
Sache immer wieder wert. 

Es kam in dieser Woche zu einigen 
interessanten Gesprächen, so unter 
anderem mit Leuten vom polnischen 
Sozialrat, chilenischen Exilanten aus 
Westberlin u.a.m. 

Wir denken, daß uns dabei 
einige Kontakte möglich wurden, was 
sich in geplanten Veranstaltungen z.B. 
in der U.B. wiederspiegeln wird, aber 
auch, noch wichtiger, im täglichen 
Umgang. Man kann eine Menge reden 
und diskutieren und es dauert auch nicht 
lange, wenn der Kreis sich abschließt, 
bis er zu einem intelektuellen Geschwa 
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mal 


fel ausartet, aber ich meine, die Theorie 
bringt nur etwas, wenn man sich das 
Feeling zum Leben bewahrt. 

Wie man die Sache mit dem 
oben genannten Feeling nicht in die 
Reihe bekommt, wurde uns in der 
Woche auch erklärt - durch einige 
Besucher wurde wieder einmal bewie- 
sen, daß ein in Politiker bzw. Beamte 
investiertes Vertrauen (u.a. auch in die- 
ser Angelegenheit), zumeist vergeudete 
Energie ist. Der Blickwinkel aus der 
Profipolitik ist zumeist nur berechnend 
und der aus den Amtsstuben dazu noch 
recht vermottet, was für das Wohlbefin- 
den von Menschen aus Fleisch und Blut 
nicht gerade zuträglich ist. Aber das 
Leben findet ja nicht im Parlament und 
in Ämtern statt, somit bleibt die Mög- 
lichkeit, uns vor diesen zu schützen. 


Was mich betrifft, hat diese 
Woche eine Menge menschlicher Nähe 
vermittelt und mein Wissen um einiges 
erweitert, besonders hinsichtlich der 
Probleme und Ansichten ausländischer 
Mitbürger, aber auch die von “Eingebo- 
renen’”. 

Wir werden versuchen, die 
Vielfalt in dieser Stadt zu fördern - u.a. 
mit solchen Projekten wie diesem (Ver- 
such Nr. 1), es kann nicht bunt genug 
zugehen! 

Ich meinerseits möchte mich 
nicht eines Tages dazu gezwungen 
sehen, auszureisen, weil es nur eine 
Sorte Mensch gibt in dieser Gegend und 
mir womöglich wegen lauter Stumpfsin- 
nigkeit und Phantasielosigkeit um mich 
herum die Füße einschlafen. 

J. Walker 


Einigungsvertrag wird gegen 
die AusländerInnen interpretiert 


Zwei Abende der oben beschriebenen 
Veranstaltungsreihe war der konkreten 
Lebenssituation der hier lebenden Aus- 
länderInnen und dem neuen Ausländer- 
gesetz gewidmet. 

Ein ehemaliger Mitarbeiter 
der Ausländerbeauftragten des Magi- 
strats von Ost-Berlin beschrieb zunächst 
kurz die Situation der AusländerInnen 
in der DDR. Die DDR hatte mit ver- 
schiedenen, meist sehr armen Ländern 
Regierungsabkommen 
geschlossen. Zum einen bestand für eini- 
ge Länder - so Kuba, Mali, Vietnam, die 
Möglichkeit, eine bestimmte Anzahl 
von Menschen ihres Landes in der DDR 
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an Hoch- und Fachschulen und Univer- 
sitäten ausbilden zu lassen. Zum ande- 
ren wurden seit 1979 AusländerInnen 
aus Vietnam, Angola,Mocambique, 
Polen und Algerien ins Land geholt,um 
den Arbeitskräftemangel zu beheben. 
Ein Bleiberecht auf Dauer war 
für beide Gruppen nicht vorgesehen, in 
entspechenden Regierungsvereinbarun- 
gen war die Isolation und Ghettoisie- 
rung der hier lebenden AusländerInnen 
festgelegt. Kontakte zwischen den Men- 
schen in der DDR und den ausländi- 
schen ArbeiterInnen sollten möglichst 
unterbunden werden,um Nationalitäten- 
konflikte zu vermeiden.Glücklicherwei- 


se ließ sich diese Vereinbarung nicht in 
jedem Fall mit der Realität vereinbaren. 
Aber als Folge dieser beabsichtigten 
Abgrenzung wurden Neid und Haß 
gegenüber AusländerInnen geschürt. 
Der Ende 1989 entstandene 
Runde Tisch forderte von der Modrow- 
Regierung einen besonderen Schutz für 
AusländerInnen, eine Änderung des 
Ausländergesetzes und den Beitritt zur 
Genfer Flüchtlingskonvention. Unter 
der Regierung von de Maiziere sollte 
hier lebende ArbeiterInnen rechtlos und 
ohne finanzielle Abfindung in ihre Hei- 
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matländer abgeschoben werden. Nach 
massiven Protesten von AusländerInnen 
wurde eine Regierungskommission 
gebildet, die entsprechend den neu ent- 
standenen Verhältnissen einen Entwurf 
für die Rechte und Aufenthaltsgenehmi- 
gung von ÄAusländerInnen vorlegte. 

Der Einigungsvertrag legte 
fest,daß die von der DDR zugesagten 
Verpflichtungen weiterhin Gültigkeit 
haben. Die Regierungskommission 
hatte allerdings beim Zustandekommen 
des Einigungsvertrages kein Mitspra- 
cherecht. Dennoch konnten einige 
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Ergebnisse erzielt werden. Beispiels- 
weise können ausländische ArbeiterIn- 
nen bis zum Ende des vereinbarten 
Arbeitvertrages in der BRD bzw. ehe- 
maligen DDR bleiben, auch wenn sie 
arbeitslos geworden sind. Ebenso kön- 
nen AusländerInnen eine beschränkte 
Arbeitserlaubnis erhalten und im Falle 
von Arbeitslosigkeit einer Gewerbe- 
tätigkeit nachgehen. Auch der Anspruch 
auf Wohnraum und eine Abfindungs- 
summe wurde festgelegt. 

Derzeit werden diese Rege- 
lungen jedoch eingesetzt, um Ausländer 
abzuschieben. So soll nur derjenige 
Ausländer eine Entschädigung und eine 
Heimkehrhilfe erhalten, der sich sofort 
nach Erhalt der Kündigung zur Heim- 
kehr entschließt. Bleibt er weiterhin 
hier, erhält er weder Entschädigung 
noch Heimkehrhilfe, außerdem nur eine 
Aufenthaltserlaubnis für das Gebiet der 
ehemaligen DDR und eine allgemeine 
Arbeitserlaubnis,die es bei bestehender 
Arbeitsmarktlage AusländerInnen nahe- 
zu unmöglich macht, eine neue Arbeits- 
stelle zu finden. Die Betriebe kommen 
ihren Verpflichtungen nur teilweise 
nach oder überhaupt nicht. Die gemach- 
te Zusage, daß die AusländerInnen das 
ihnen zustehende Geld am Tag ihrer 
Heimreise am Flugplatz zu erhalten, 
wird nicht eingelöst, so daß die Betrof- 
fenen letztendlich ohne Geld nach 
Hause fliegen. Und nicht einmal 
das ist sicher. So landeten Mocambiqua- 
ner ın Südafrika oder Tansania. 

Den hier verbliebenen Auslän- 
derInnen droht die Abschiebung durch 
die Ausländerbehörde der ehemaligen 
DDR, wenn sie bis zum 30.Juni 1991 


keine Wohnung und keinen Arbeitsplatz 
nachweisen können. 

In der sich anschließenden 
Diskussion trafen unterschiedliche 
Standpunkte aufeinander.Die Meinung 
eines Teilnehmers,die hier ausgebilde- 
ten Ausländer werden in ihrem Heimat- 
land gebraucht und müßten deshalb 
zurückkehren, stieß auf entschiedenen 
Widerstand. Es habe doch wohl jeder 
Mensch das Recht, dort zu leben und zu 
arbeiten,wo er möchte, wurde daraufhin 
begegnet.Schließlich gibt es auch ein 
paar Millionen deutsche Bundesbür- 
ger,die im Ausland leben. 

Geschürt wird die latente Aus- 
länderfeindlichkeit besonders durch die 
Medien,z.B. im Falle eines kriminellen 
Delikts wird der Täter als Jugoslawe 
oder Türke benannt.Ebenso wird stän- 
dig von einer Massenzuwanderung 
gesprochen, um damit einen 
Abschreckungseffekt zu erreichen. Mei- 
nes Erachtens wird mit dieser bewußt 
geschürten Ausländerfeindlichkeit und 
der Duldung von Gewalt von der jetzi- 
gen Regierung das Ziel verfolgt, dem 
Zustrom weiterer Ausländer notfalls mit 
Gesetzesmacht zu entgegnen. Hella 
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Neues Atomgesetz in Vorbereitung 


Zur Zeit wird im Bundesumweltmini- 
sterrium (BMU) an der Änderung des 
Atomgesetzes gearbeitet. Nach dem 
vom Sachbearbeiter, Ministerialdirektor 
Dr. Walter Hohlefelder vorgestellten 
Zeitplan gibt es Ende Juni ein Fachse- 
minar, auf dem Rechtsexperten die 
anstehenden Rechtsfragen diskutieren 
werden. Nach Vorlage des Referenten- 
entwurfes zu Beginn des Jahres 1992 
soll dann das geänderte Gesetz 1992 
verabschiedet werden. 

Ziel des Gesetzes ist es, im 
Atomgesetz weitestgehende Rechtsan- 
sprüche für die Atomindustrie zu veran- 
kern und die Rechtsansprüche der Bür- 
gerInnen so zu beschneiden, daß sie 
keine Rolle mehr spielen. 

- der nach dem jetzigen Gesetz beste- 
hende Anspruch der BürgerInnen auf 
Schutz vor Schäden durch die erforder- 
liche Vorsorge wird zu einem Anspruch 
auf Abwehr der unmittelbaren Gefahr. 
Ist die Abwehr der Gefahr nicht mög- 
lich, weil die Katastrophe sich bereits 
unaufhaltsam anbahnt, dann muß dieses 
Risiko als sozial-adäquate Last von der 
Bevölkerung hingenommen werden. 
Genau in diesem Sinne hat sich Herr 
Siebel vom Wirtschaftsministerium in 
Düsseldorf auf einer Veranstaltung zum 
AKW Würgassen geäußert. 
- der nach der jetzigen Rechtsprechung 
bestehende Anspruch der BürgerInnen 
auf sicherheitstechnische Kritik und 
Minderung des bestehenden Risikos 
wird ausdrücklich ausgeschlossen 

- Die atomrechtliche Behörde kann 
zwar nach dem neuen Atomgesetz Maß- 


nahmen zur Verbesserung der Sicher- 
heit von atomtechnischen Anlagen ver- 
langen, doch nur im Maßstab der Ver- 
hältnismäßigkeit; d. h. der Sicherheits- 
zugewinn muß in angemessenem Ver- 
hältnis zum Aufwand stehen. Da es 
angesichts der Art des Risikos keine 
wissenschaftlich fundierte Maßstäbe für 
Sicherheitszugewinn gibt, kann sich die 
Atomindustrie mit Hilfe des neuen 
Genehmigungsparagraphen der vielen 
Nachrüstungsauflagen, die ihr jetzt so 
viel Ärger bereiten, entledigen. 

Zum besseren Verständnis 
noch einige Anmerkungen: Zu den 
Begriffen, wie sie von Hohlefelder ver- 
wendet werden 

Die Bevölkerung, die in der 
Nähe eines Vulkans lebt, lebt mit dem 
Risiko des Vulkanausbruches. In dem 
Moment, wo der Vulkan zu spucken 
anfängt und die Lava beginnt, sich die 
Abhänge herabzuwälzen, tritt die unmit- 
telbare Gefahr ein, die abgewehrt wer- 
den muß, - in diesem Fall durch Flucht. 

Ähnlich oder vielleicht genau- 

so, ist es bei Atomkraftwerken. 
Die Bevölkerung lebt z. B. mit dem 
Risiko der Atomkatastrophe. Tritt die 
Katastrophe ein (durch Ereignisse, die 
unaufhaltsam zur Kernschmelze 
führen), dann entsteht die unmittelbare 
Gefahr, die nach dem Gesetz abgewehrt 
werden muß, deren Abwehr nur noch in 
Evakuierung - währscheinlich chaoti- 
scher Flucht - besteht. 

Die Schäden durch die Atom- 
katastrophe treten unvermeidbar ein. Sie 
bestehen in schwerster gesundheitlicher 
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Schädigung bis hin zum vorzeitigen 
"Tod von Millionen Menschen und der 
radioaktiven Verseuchung riesiger 
Gebiete. Die Grundrechte als abgeleite- 
te Menschenrechte gewähren einen 


Anspruch auf Schutz von Leben, 
Gesundheit und Eigentum gegenüber 
einer solchen Bedrohung. 

Dieser Anspruch auf Schutz - 


im Juristenjargon als Drittschutz 
bezeichnet - soll nun mit der Gesetze- 
sänderung (Fachjargon Novellierung) 
so gut wie beseitigt werden. 

Nur ein Atomgesetz, das jegli- 
che Rechtsansprüche den Betreibern 
zubilligt, ist eine saubere juristische 
Grundlage für den Betrieb von Atoman- 
lagen. 

Aus dem fehlenden Rechtsan- 
spruch der Bürger (dem fehlenden Dritt- 
schutz) ergibt sich dann, daß für die 
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\ technische 


weiteren Änderungen, die im Interesse 
des Betriebs von Atomanlagen vorge- 
nommen werden sollen, keine entgegen- 
stehenden Hindernisse mehr vorhanden 
sind. So ist vorgesehen, daß das Wei- 
sungsrecht des Bundes so erweitert 
wird, daß praktisch auch die meisten 


' Standortprobleme durch Bundeswei- 


sung aus der Welt geschafft werden 
können. 
Da den BürgerInnen der Dritt- 


- schutz gegenüber dem Risiko ausdrück- 


lich verweigert wird, hat er/sie keine 
rechtlichen Möglichkeiten mehr, in den 
Genehmigungsverfahren sicherheits- 
Bedenken geltend zu 
machen. Das Genehmigungsverfahren 


, kann daher auch durch entsprechende 


gesetzliche Regelungen gestrafft, ver- 


» einfacht und verkürzt werden. 


Das vorläufige positive 
Gesamturteil in der ersten Teilerrich- 
tungsgenehmigung ist dann nicht mehr 
angreifbar. Es kann flott und zügig 
gebaut werden. Der Erteilung der 
Genehmigungen für die Atommiüllager 
steht dann nichts mehr im Wege, denn 
das Risiko, so wie es das Gesetz ver- 
steht, kann von den Bürgern nicht gel- 
tend gemacht werden. Und eine unmit- 
telbar drohende Gefahr, die abgewehrt 
werden muß, können sie wohl kaum 
nachweisen. anf 

R.Marut (aus cl-netz, gekürzt) 


Was sie in "linken" 
überregionalen Tageszei- 
tungen lesen müssen , 


suchen Sie hier 


Kein Atommiüllendlager in Schacht Konrad! 


Im Auftrag der Bundesregierung hat das 
Bundesamt für Strahlenschutz (BfS), 
Salzgitter, beim Niedersächsischen 
Umweltministerium die Genehmigung 
für die Einrichtung und den Betrieb 
eines Endlagers für radioaktive Abfälle 
in dem ehemaligen Erzbergwerk 
Schacht Konrad in Salzgitter beantragt. 

Die Energiewirtschaft und die 
Bundesregierung drängen auf eine 
schnelle Lösung ihrer Entsorgungspro- 
bleme: von 1993 an muß der Atommüill 
aus den Wiederaufarbeitungsanlagen La 
Hague und Windscale-Sellafield in die 
Bundesrepublik zurückgenommen wer- 
den. In vielen Atomkraftwerken sind die 
Zwischenlager für Atommüll schon 
überfüllt. Beim weiteren Betrieb der 
Atomanlagen werden die Atommüll- 
mengen verstärkt zunehmen. 95 Prozent 
des gesamten Atommülls der Bundesre- 
publik sollen in Schacht Konrad endge- 
lagert werden. 

Während der Auslegungsfrist 
vom Do., 16.5.91 bis Mo., 15.7.1991 
können Einwendungen gegen diese 
Pläne beim Niedersächsischen Umwelt- 
ministerium erhoben werden. Nur die 
während dieser vom Gesetz nur einmal 


eingeräumten Frist dem Umweltmini- 
sterium vorgebrachten Einwendungen 
haben juristisches Gewicht; nur wer 
eine Einwendung erhoben hat, darf 
(muß aber nicht) Klage gegen das 
Atomprojekt führen. 

Es folgt der von den Müttern 
gegen Atomkraft vorgeschlagene Ein- 
wendungstext. Man kann ihn als Sam- 
meleinwendung ausdrucken und damit 
Unterschriften sammeln (wobei wichtig 
ist, daß die Unterschriften und der Text 
auf einem fest zusammenhängenden 
Blatt sind) und bis zum 11.7.1991 
schicken an: 


Mütter gegen Atomkraft e.V. Hagenba- 
cher Str. 37 8000 München 60 (Tel.: 
089/ 879850) 

oder man kann den Text bis zum 15.7. 
als Einzeleinwendung schicken: 

An das Niedersächsische Umweltmini- 
sterium Postfach 3000 Hannover 1 


- ACHTUNG! Einwendungen, die nach 


dem Termin eingereicht werden, wer- 
den von der Genehmigungsbehörde 
ignoriert. - 


Zur Wahrung meiner Interessen in Bezug auf Leben, Gesundheit und Eigentum 


erhebe ich 


EINWENDUNGEN 
gegen die Einrichtung und den Betrieb des Atommüllendlagers in Schacht Konrad. 
1. In Schacht Konrad sollen schwach- und mittelaktive Abfälle aus den 
Atomkraftwerken, aus Forschungsanlagen und aus den Wiederaufarbeitungsanlagen 
(WAA) La Hague und Windscale/Sellafield endgelagert werden, u.a. Abluft- und 
Abwasserfilter, Abfälle aus den chemischen Prozessen der WAA, Schutzanzüge 
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von ÄAtomarbeitern, Reinigungslösungen, Rohrleitungsschrott und Abbruchschrott. 
Dieser Atommüll enthält langlebige radiotoxisch hoch wirksame Stoffe,die während 
des Betriebs von Atomkraftwerken neu entstehen, vor denen die Biosphäre für einen 
Zeitraum von 10 Millionen Jahren sicher geschützt werden müsste. Niemand kann 
für so lange Zeiträume die Verantwortung übernehmen. 

2. In La Hague und Windscale werden Müllaufarbeitungs- und -Ver- 
packungsverfahren angewendet, die keine Kontrolle über die Inhalte der für Schacht 
Konrad bestimmten Atombehälter zulassen. 

3. Die geologischen Schichten um das Erzbergwerk Schacht Konrad sind 
von mehreren großen Verwerfungen durchschnitten, an denen Tiefengrundwässer 
bis an die Erdoberfläche steigen. Mit ihnen können radioaktive Stoffe aus dem End- 
lager heraus und nach oben trans- portiert werden. Ein sicherer Abschluß der radio- 
aktiven Abfälle von der Biosphäre ist in Schacht Konrad nicht gewährleistet. 

4. Wenn radioaktive Stoffe aus dem Endlager ins Trinkwasser und an die 
Erdoberfläche gelangen, ist dieser Prozeß nicht mehr zu stoppen. Über sehr lange 
Zeiträume werden dann sehr viele Menschen und die natürliche Umwelt durch die 
austretende Radioaktivität gefährdet sein. | 

5. Die vom Bundesamt für Strahlenschutz vorgelegten Planunterlagen sind 
unvollständig. Die der Planung zugrundegelegten Modellrechnungen sind unzurei- 
chend. Meßergebnisse wurden falsch interpretiert. Die heutigen Kenntnisse über die 
Gefährdung durch Niedrigstrahlung bei großen Kollektiven von Menschen wurden 
nicht beachtet. 

6. Es gibt keine Lösung für die Probleme der Atommiüllentsorgung. Die 
Einrichtung eines Atommüllendlagers in Schacht Konrad dient nicht dem Schutz 
der Bevölkerung, sondern ermöglicht den Weiterbetrieb der Atomkraftwerke und 
anderen Atomenergie. Zu fordern ist daher der sofortige Ausstieg aus der Atom- 
energie. Da ein Weiterbetrieb die Entsorgungsprobleme ständig verschärft, kann 
erst sinnvoll über ihre Lösung nachgedacht werden, wenn alle Atomkraftwerke 
abgeschaltet sind. 

7. Während des Einlagerungsbetriebs in das Endlager wird die Bevölke- 
rung in der Region durch Radioaktivität unzumutbar belastet: Die radioaktiv bela- 
stete Abluft aus dem Endlagerbergwerk gefährdet die Anwohner im weiteren 
Umkreis. Die radioaktiven Grubenabwässer werden in das Flüßchen Aue eingelei- 
tet, bei Überschwemmungen werden große landwirtschaftlich genutzte Flächen mit 
radioaktiven Stoffen belastet; die betroffenen Landwirte befürchten erhebliche wirt- 
schaftliche Einbußen. Außerdem ist die Vorbelastung durch andere schädigende 
Stoffe in der Salzgitter-Region groß. | 

8. Durch Atommülltransporte zu dem Endlager werden das Transport- 
personal und die Anwohner an den Transportstrecken unzumutbar radioaktiv bela- 
stet. Trotzdem werden die Transportrisiken bei der Planung des Endlagers nicht 
berücksichtigt. 
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Der Gedanke erscheint mir gespenstisch, wie rücksichtslos bei der Endlagerplanung 
mit dem Leben und der Gesundheit der Menschen von heute und morgen umge- 


gangen wird. 


Ich behalte mir vor, daß ich meine Einwendungen im Erörterungstermin 
mit der Hilfe meiner Sachbeistände ausführlicher begründen werde und daß ich wei- 


tere Einwendungen erheben werde. 


Name, Vorname Straße, PLZ, Wohnort, Unterschrift 


NICHT AUSSCHLIESSBAR 


NICHT BEHERRSCHBAR 
NICHT AKZEPTIERBAR 


Die KERNSCHMELZKATASTROPHE ist 
eine GRUNDRECHTSVERLETZUNG 


Tschernobyl: Daten gestohlen und zerstört 


In Tschernobyl sind wichtige Daten 
gestohlen und zerstört worden, die zur 
"Betreuung und Behandlung von 
670.000 strahlenbelasteten Menschen 
nach dem Reaktorunfall gesammelt 
wurden. Dieses gab Mitte September 
1990 General Lician Sabaleuski, ein 
hochrangiger sowjetischer Polizeioffi- 
zier, bekannt. Durch den Verlust der 
Daten sind nach Angaben des zuständi- 
gen Gesundheitsministers vier Jahre 
Forschung ruiniert, gleichzeitig ist auch 


die Fortführung der Forschungsarbeiten 
und der effektiven medizinischen 
Betreuung gefährdet. Die Daten waren 
auf Disketten gespeichert, die zusam- 


men mit zwei westlichen Computern im Pa 


Juni von jugendlichen Tätern aus einem 
Institut in Minsk gestohlen wurden. 
Trotz Medienappellen wurden die Dis- 
ketten von den Tätern gelöscht. Zu den 
verlorenen Daten gehören Datenbanken 
mit den Ergebnissen der Messungen 
von Strahlenbelastungen aus den 
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Jahren 1988 und 1989. In den Landstri- 
chen, über die nun keine Daten mehr 
vorhanden sind, leben rund 670.000 
Menschen. Besonders wichtig waren die 
Messungen in 20.000 Siedlungen und 
Dörfern der Provinzen Gomel und 
Mogilev, da diese während der Reaktor- 
katastrophe infolge heftiger Regenfälle 
besonders vom radioaktiven Nieder- 
schlag betroffen wurden. Quelle: Thie- 
ves destroy data on Chernobyl victims 
by Vera Rich New Scientist, No. 1735, 
22. Sept. 1990, Seite 20. 

Es scheint fast, als hätte die 
Forscherarbeit der kritischen Ärzte in 
Weißrußland die Reduktion des Reak- 
torunfalls zur “psychischen Katastro- 
phe” behindert. 

Hintergründe zu diesem Vor- 
fall liefert ein Interview mit Walerij 


Bujwol, Mitglied der weißrussischen _ 


Nationalen Front, mit dem polnischen 
Informationsbulletin ‘Serwis Ochrony 
Srodowiska (SOS)’ (Service für 
Umweltschutz) vom März dieses Jahres, 
das hier auszugsweise übersetzt wurde: 


Frage: Was machen die Behörden (nach 
der Katastrophe), um den Menschen zu 
helfen? 

Antwort: Das gegenwärtige Regime 
zeigte eine absolute Unfähigkeit, auch 
nur ein einziges der durch die Katastro- 


® phe entstandenen Probleme zu lösen, 


und was noch schwerer wiegt, es ist 
bemüht darum, daß diese Probleme nie- 
mals gelöst werden. Im Dezember 1989 
fand in Minsk eine Konferenz - Gericht 
der Nationen genannt - statt. Es wurden 
Zeugen und Dokumente der Katastro- 
phe vorgestellt und Statistiken bewertet. 


Während dieser Konferenz kamen wir 
mehrmals zum Schluß, daß an den 
Bewohnern der gesamten von der Kata- 
strophe betroffenen Region, in allen 
Republiken, mit vollem Bewußtsein ein 
mörderisches “Experiment” durchge- 
führt wird. Dessen Ziel ist die Antwort 
auf die Frage, ob und wie die Gesell- 
schaft der UdSSR im Falle eines Atom- 
krieges überleben kann. (...) Zuletzt 
haben die Behörden Weißrußlands ein 
Programm zur Beseitigung der Kata- 
strophenschäden gestartet, das materiel- 
le Beihilfen zur Umsiedlung nur sol- 
chen Menschen gewährt, die bereits 
krank sind oder kranke Kinder haben. 
Beurteilen Sie selbst die Humanität die- 
ser Entscheidung. Die Behörden halten 
die Menschen in den stark radroaktiv 
verseuchten Gebieten fest, und wenn 
diese schon sterben, dann dürfen sie in 
anderen Regionen unter die Erde. Hin- 
tergedanke dieser Maßnahmen ist eine 
Verschleierung der Statistiken, so daß 
die Sterblichkeit in der gesamten Repu- 
blık gleichmäßig verteilt erscheint und 
man nicht die Behörden dessen ankla- 
gen kann, daß im südlichen Teil 
Weißrußlands die Menschen wie die 
Fliegen sterben, in der Folge von 
Gleichgültigkeit und bewußter verbre- 
cherischer Politik. Die Behörden ver- 
bergen die Daten über die Sterblichkeit 
noch auf andere Weise. Darüber haben 
schon Ärzte berichtet, die öffentlich bei 
Veranstaltungen unserer Front aufgetre- 
ten sind. Sie behaupten, daß eine offızi- 
elle Anweisung des Gesamtsowjeti- 
schen Gesundheitsministeriums exi- 
stiert, die durch das entsprechende 
Ministerium Weißrußlands bestätigt 
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wurde und die verbietet, eine ganze 
Reihe von Faktoren in die Sterbeurkun- 
de als Todesursache einzutragen. Zum 
Beispiel darf nicht, wenn ein Mensch an 
Krebs gestorben ist, geschrieben wer- 
den, daß dieser durch radioaktive Strah- 
lung ausgelöst wurde, auch wenn das 
eindeutig aus der Krankheitsgeschichte 
hervorgeht. Ebenso strafbar ist es, sol- 
che Informationen an die Öffentlichkeit 
weiterzugeben. Noch schlimmer, die 
Vernichtung solcher bereits gesammel- 
ter Daten wird fortgesetzt. Im Sommer 
stahlen “unbekannte Täter” aus dem 
Zentrum für Strahlenmedizin einen 
Computer, auf dessen Harddisk sich die 
zentrale Datenbank über Menschen 
befand, die nach einem Aufenthalt in 
den verstrahlten Gebieten starben oder 
die erkrankten und sich beim Arzt mel- 
deten, wobei die Strahlenkrankheit fest- 
gestellt wurde. Es wurde dort über eine 
halbe Million solcher Fälle nachgewie- 
sen. Der Computer wurde wiedergefun- 
den, aber die Daten waren bereits 
gelöscht. Es besteht kein Zweifel daran, 
daß hinter dieser Aktion der KGB steht. 
Frage: Gab es keine Kopie dieser 
Daten? 

Antwort: Nein, gab es nicht. Bei uns 
macht man nur von Leninstatuen in 
unendlicher Zahl Kopien.. 

Frage: Aber es ist doch für mich überra- 
schend, daß niemand von den Forschern 
daran dachte oder daß nicht wenigstens 
jemand einen Teil der Daten kopiert hat, 
um sie jemand anderem weiterzugeben. 
Wie war das möglich, daß Euch diese 
Daten nicht früher zugänglich gemacht 
wurden? 

Antwort: Erste Erklärung ist - Angst. 


Die Strafen für Informationsweitergabe 
sind hoch. Natürlich kannten wir die all- 
gemeinen Inhalte, aber genauere Doku- 
mente haben wir nicht erhalten. Ich 
kann selbst nicht ganz erklären, warum. 
Viele Spezialisten und fachkundige, 
engagierte Einzelpersonen haben sehr 
umfangreiche Archive. Aber auch sie 
lassen nur ungern Informationen an die 
Öffentlichkeit. Viele Polen sagten mir 
mit Verwunderung, daß sie, trotz vieler 
Bitten, keine Informationen über die 
Verseuchung in Weißrussland und über 
die Opfer der Katastrophe erhalten 
konnten. (...) Das ist noch ein Beweis 
dafür, daß die Tragödie von Tscherno- 
byl hauptsächlich die furchtbare Folge 
der sowjetischen Politik ist und gleich- 
falls des durch sie verursachten 
Zustands der Gesellschaft. (...) Nur poli- 
tische Maßnahmen sind imstande, die 
Folgen der Katastrophe von Tscherno- 
byl zu mildern. ... So weit eine Meinung 
aus der “psychologisch belasteten 
Bevölkerung”. Die JAEO-Kommission 
sieht den “Zusammenbruch des Ver- 
trauens der Bevölkerung” in den betrof- 
fenen Gebieten als größtes Problem an. 
Wessen Problem? Und wobei ein Pro- 


blem? 


Der sowjetische Kernenergieminister 
verkündete wenige Tage nach Veröf- 
fentlichung des IAEO-Reports, die 
UdSSR wolle ım Lauf der nächsten 
zehn Jahre die Kapazität installierter 
Kernkraftwerke um 20.000 MW 

erhöhen (also rund 20 Reaktoren dazu 
zu bauen), und den Uranabbau um 50% 
verstärken. Der Zubau von Kernkraft- 
werken soll vor allem in den westlichen 
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0) 


Sowjetrepubliken 

erfolgen. Wie gut sich doch die Interes- 
sen und Aktivitäten der internationalen 
Atomlobby mit denen totalitärer Staaten 
decken! 


Übersetzung und Informationszusam- 
menstellung: BUNDjugend Polen AG, 
Chr.-Probst-Str.8/823, 8000 München 
40 


Frauen gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste 
und Militär 


Nachdem sich im Sommer 1990 die 
Wehrpflichteinführung im ehemals 
“entmilitarisierten” Berlin immer mehr 
abzeichnete und keinerlei Engagement 
von oben für den Erhalt des wehr- 
pflichtfreien Status zu erwarten war, 
gründete sich im August 1990 die Kam- 
pagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdien- 
ste und Militär. Die Kampagne ist ein 
Bündnis von über 60 Gruppen und 
Initiativen, die auf außerparlamentari- 
scher Ebene gegen die Einführung der 
Wehrpflicht in Berlin und für die 


Abschaffung des Militärs arbeiten. 
Innerhalb der Kampagne 
gründete sich die AG Frauen gegen 
Zwangsdienste und Militär mit folgen- 
den Arbeitsschwerpunkten: 
- die zivilmilitärische Verplanung von 
Frauen, 
- die geplante Einführung von Zwangs- 
diensten für Frauen im Sozialbereich ‚ 
- die frauenfeindlichen Auswirkungen 
von Militär. 
Nicht vielen Frauen ist 
bekannt, daß sie im “Verteidigungsfal- 
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le” (Art. 115a, Abs. 1 GG) zu -Tätigkei- 
ten im “zivilen Sanitäts- und Heilwe- 
sen” verpflichtet werden können. 1968 
wurde der Artikel 12a in das Grundge- 
setz der BRD eingefügt. Dort ist im 
Absatz 4, Satz 2 zu lesen: “Kann im 
Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen 
Dienstleistungen im zivilen Sanitäts- 
und Heilwesen, sowie in der ortsfesten 
militärischen Lazarettorganisation nicht 
auf freiwilliger Grundlage gedeckt wer- 
den, so können Frauen vom vollendeten 
18. bis zum vollendeten 55. Lebensjahr 
durch das Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes zu derartigen Hilfsleistungen 
herangezogen werden.” 

Hinter dieser Dienstverpflich- 

‚tung von Frauen steckt das Konzept der 

Gesamtverteidigung, die Akzeptanz und 
' Führbarkeit von Kriegen garantieren 
soll. Gesamtverteidigung bedeutet, daß 
alle Strukturen unseres Systems mit den 
darin befindlichen Personen im Kriegs- 
fall dem Zwecke der “Verteidigung” 
dienen. Die beiden Säulen der Gesamt- 
verteidigung sind die militärische und 
die zivile Verteidigung. Frauen werden 
im Verteidigungsfall im Rahmen der 
Zivilverteidigung eingesetzt. Die 
Gesamtverteidigung bricht zusammen, 
wenn eine der beiden Säulen nicht stabil 
ist. Immer mehr Frauen sehen ihren 
humanitären Einsatz bei der Verhinde- 
rung von Kriegen gefordert, anstatt im 
Rahmen der Zivilverteidigung die 
Akzeptanz und Führbarkeit von Kriegen 
zu garantieren. 

Im Februar 1990 trat das Kata- 
strophenschutzergänzungsgesetz (KatS- 
ErgG) in Kraft. Im $ 9a dieses Gesetzes 
werden die Möglichkeiten zur Verpla- 


nung von Frauen noch erweitert. “Die 
Katastrophenschutzbehörde kann Män- 
ner und Frauen vom 18. bis zum vollen- 
deten 60. Lebensjahr verpflichten, bei 
der Bekämpfung der besonderen Gefah- 
ren und Schäden, die im Verteidigungs- 
fall drohen, Hilfe zu leisten, wenn die 
vorhandenen Helfer nicht ausreichen ... 
Bei der Verpflichtung ist auf den Bedarf 
von Behörden und Betrieben mit 
lebens- und verteidigungswichtigen 
Aufgaben Rücksicht zu nehmen.” 

Die Altersgrenze der ver- 
pflichtbaren Frauen wurde vom 55. auf 
das 60. Lebensjahr erhöht. Während im 
Artikel 12a, Absatz 4 des Grundgeset- 
zes die Rolle von Frauen im Verteidi- 
gungsfalle noch gesondert hervorgeho- 
ben wird und vom “Bedarfan zivile 
n Dienstleistungen im zivilen Sanitäts- 
und Heilwesen” die Rede ist, fallen 
diese Differenzierungen im $ 9a, Abs. 1 
KarSErgG weg. Pauschal ist dort von 
Männern und Frauen die Rede und statt 
von zivilen Dienstleistungen wird von 
einer Hilfestellung “bei der Bekämp- 
fung der besonderen Gefahren und 
Schäden, die im Verteidigungsfalle dro- 
hen”, gesprochen. Dies schließt die Ver- 
pflichtung zur militärischen “Hilfelei- 
stung” von Frauen nicht mehr aus! 

Um der Zivilbevölkerung 
glaubhaft zu machen, sie werde auch im 
Kriegsfall medizinisch versorgt, wurde 
Ende der 60er Jahre mit der Ausbildung 
von Schwesterhelferinnen beim DRK, 
der Johanniter Unfallhilfe und dem 
Malteser Hilfsdienst begonnen, um die 
dort ausgebildeten Frauen auf den “zivi- 
len” Einsatz im “Verteidigungsfall” 
vorzubereiten. Jene Frauen, die einen 


telegraph 4/91 


Schwesterhelferinnenkurs bei einer der 
Hilfsorganisationen absolvieren wollen, 
müssen sich durch ihre Unterschrift 
“bereit erklären”, im “Spannungsfall” 
und “Verteidigungsfall” bei der Pflege 
von Kranken und Verwundeten mitzu- 
helfen. Es ist anzunehmen, daß den mei- 
sten Frauen, aufgrund mangelnder 
Informationen nicht bewußt ist, welche 
Konsequenzen die geleistete Unter- 
schrift nach sich ziehen kann. Schwe- 
sterhelferinnenkurse sind für die Teil- 
nehmerinnen kostenlos, da die anfallen- 
den Kosten zu 30 % vom Verteidi- 
gungsministerium und zu 70 % vom 


Bundesinnenministerium (Zivilverteidi- 


gungsetat) getragen werden. Entspre- 
chend der Kostenaufteilung sollen zur 
“Gesundheitssicherstellung” im Kriegs- 
fall 70 % der Frauen im zivilen und 30 
% im Bundeswehr-Sanitätsbereich ein- 
gesetzt werden. 

Eine Untergruppe der AG 
Frauen, die “Schwesterhelferinnengrup- 
pe” hat sich zum Ziel gemacht, Schwe- 
sterhelferinnen über diesen Sachverhalt 
aufzuklären und über die Möglichkeiten 
der Rücknahme der geleisteten Unter- 
schrift zu informieren und zu beraten. 

Ein weiterer Schwerpunkt der 
Kampagnenarbeit liegt in der Problema- 
tisierung des sogenannten “sozialen 
Pflichtjahres”. Durch die Verkürzung 
der Ersatzdienstdauer konnte der bereits 
seit Jahren bestehende Pflegenotstand 
nicht länger kaschiert werden. Die Ein- 
führung eines “sozialen Pflichtjahres” 
kann keine Lösung für die katastrophale 
Personalsituation im sozialen Bereich 
sein. Propagiert wird die Einführung 
dieses Zwangsdienstes mit den Schlag- 


worten “soziale Verantwortung” und 
“Gleichberechtigung”. Am Beispiel des 
verschärften Pflegenotstandes kann auf- 
gezeigt werden, wie unsozial und unver- 
antwortlich ein Zwangsdienst ist und 
das gleich in mehrerlei Hinsicht: 

1.) Unsozial gegenüber den Arbeitslo- 
sen im Pflegebereich, die trotz Personal- 
mangel nicht eingestellt werden, da sie 
für die Träger einen höheren Kostenfak- 
tor darstellen würden, als die Einstel- 
lung von Dienstverpflichteten. 

2.) Unsozial gegenüber den Pflegebe- 
dürftigen, die von mangelhaft ausgebil- 
deten, unfreiwillig arbeitenden und tur- 
nusmäßig wechselnden Menschen ver- 
sorgt werden. 

3.) Unsozial gegenüber den zwangsver- 
pflichteten Menschen, die für ihre 
Arbeit unterbezahlt sind, über deren 
Interessen fremdbestimmt und deren 
Freiheit beschnitten wird. 

4.) Unsozial gegenüber den im Pflege- 
bereich Arbeitenden, da der Einsatz von 
Zwangsverpflichteten das Lohnniveau 
drückt. 

Anfang Februar 1991 startete 
die AG Frauen eine Verweigerungs- 
kampagne. Die bereits erwähnten 
Gesetze (s.o.) beziehen Frauen in 
Kriegsplanungen und Strategien zur 
Kriegsführung mit ein. Deshalb ist es 
auch für Frauen wichtig, obwohl vom 
Gesetzgeber nicht vorgesehen und aner- 
kannt, gegen die Verplanung Wider- 
stand zu leisten. Wer diese Kriegs- 
dienstverpflichtungen verweigern will, 
schicke bitte einen Brief an das Bundes- 
ministerium für Verteidigung (eine Vor- 
lage kann beim Kampagnenbüro erfragt 
werden). Solange das nur wenige Frau- 
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en machen, wird es eine rein symboli- 
sche Aktion bleiben, werden wir viele, 
so könnten unsere Verweigerungen 
politischen Druck erzeugen und einen 
Anfang vom Ende der Kriege und des 
Militärs bedeuten. Damit wir einen 
Überblick bekommen, wieviele Frauen 
ihre Beteiligung am Krieg verweigert 
haben, bitten wir darum, eine Kopie des 
Briefess ans Kampagnenbüro zu 
schicken. Dort sind auch weitere Infor- 
mationen zum Thema Frauen und 
Kriegsdienste erhältlich. Die Verweige- 
rungserklärungen können zusätzlicht 
auch an das Arbeitsamt geschickt wer- 
den, das im Kriegsfall für die Organisa- 
tion der Zwangsarbeit von Frauen 
zuständig ist. 


f r r au 
” Re EHER 


“Und spielt ihr Soldaten, wir 
machen nicht mit; 

Denn wir haben ein gutes 
Gedächtnis” (Mascha Kalko) 


Inzwischen haben weit über tausend 
Frauen den Herren Kriegsplanern auf 
diese Weise ihren Widerstand gegen 
unsere Verplanung für ihren Krieg 
angekündigt. Damit es nicht bei der 
Ankündigung bleibt und unsere Verwei- 
gerungserklärungen nicht heimlich und 
wirkungslos in den Schubladen ver- 
schwinden, planen wir eine bundeswei- 
te gemeinsame Aktion im September: 
wir wollen einen möglichst großen, 
spektakulären Friedensmarsch in Bonn 
auf die Hardthöhe (Kriegsministerium) 
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©, 


machen. 

Die Idee dazu kam uns nach 
der Lektüre von Erich Kästners Gedicht 
“Fantasie von Übermorgen”, in dem die 
Frauen ausziehen und auf unorthodoxe 
Weise den Krieg beenden. 

So stellen wir’s uns bis jetzt 
vor: 

- verschiedene Frauengruppen ziehen 
von verschiedenen Punkten in Bonn in 
jeweils unterschiedlicher Verkleidung 
zum Kriegsministerrium und machen 
dort selbst noch kleinere Aktionen 
- dabei können wir uns vorstellen, ver- 
schiedene Frauenrollen selbstironisch 
darzustellen und “en bloc” mit verschie- 
denen frauentypischen Requisiten auf- 
zutauchen, z.B.: 
- eine Gruppe Trümmerfrauen 
- eine Gruppe Frauen mit Teppichklop- 
fern und/oder Nudelhölzern 
- ein Gruppe Frauen mit Pflegekitteln 
- eine Gruppe “Powerfrauen mit Blaus- 
trümpfen” 

USW., USW. 
Des weiteren planen wir z.B. die Über- 
reichung von Spielzeug, damit die Her- 
ren nicht mit fremden Ländern spielen 
müssen. 

Zusammengefaßt heißt das, 
wir wollen als bunte, möglichst reprä- 
sentative “Frauenshow” zu den Herren 
Kriegsplanern ziehen, nach dem Motto: 
wenn ihr schon Krieg spielen wollt, 
dann OHNE UNS - und ihnen Wider- 
stand ankündigen... 

U.a. zur genaueren Organisie- 
rung dieser Aktion fand am 21.-23.6. in 
Berlin das 1. Bundestreffen kriegs- 
dienstverweigernder Frauen statt (leider 
kommt dieser Artikel dafür zu spät...). 


Falls Ihr Lust bekommen habt, Euch an 
der Kampagne oder an der Aktion zu 
beteiligen, Kontakte zu knüpfen oder 
nähere Informationen haben wollt, 
schreibt doch an die 

AG Frauen gegen Zwangsdienste und 
Militär 

Badensche Straße 29 

1000 Berlin 31 

Tel. 030/8621331 

Oder kommt einmal Mittwoch nach 
mittags vorbei... 

Literatur: 

- “Der Tag X hat schon begonnen” - von 
der Zivilverteidigung zum totalen Krieg 
/ Hrsg. Die Grünen, Postfach 1422, 
5300 Bonn 1 

- Verena Viegl / “Der Krieg gegen die 
Frauen” / Tarantel Frauenbuchverlag 
1991 

- Beiträge zur feministischen Theorie 
und Praxis / Band 8, 1983, “Gegen wel- 
chen Krieg / Für welchen Frieden?” 

- “Weder Waffenrock noch Schwestern- 
kleid” / Hrsg. Die Grünen, 1988, Bun- 
desgeschäftsstelle, Colmantstr. 36, 5300 
Bonn 1 

- “Totalverweigerung BRDDR” / anti- 
militarismus information / 20. Jahrgang, 
Heft 10, Oktober 1990 / ami-Verlag 
G.b.R., Elßholzstr. 11, 1000 Berlin 30 

- “Kriegsdienste verweigern” / Hrsg. 
Uwe Erdmann von der Kampagne 
gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und 
Militär / Elefantenpress Berlin, 1991 
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Wie weiter und wohin? 


Jetzt is°ernun wieder vorbei, der 1. Mai 
(Weihnachten der Linken). Es ist an der 
Zeit, über angestauten Frust, inhaltliche 
Differenzen und die Zukunft linksradi- 
kaler Politik zu diskutieren. 

Ein schaler Geschmack bleibt, 
wenn mensch an die Vorbereitung der 1. 
Mai-Demo denkt. Wegen der blödsinni- 
gen Route haben sich viele aus der Vor- 
bereitung ausgeklinkt. Bis jetzt ist es 
nicht nachvollziehbar, wie es möglich 
war, die Demo an den Brennpunkten 
vorbeizulenken, an den Symbolen und 
den Zentren, die stehen für Arbeitslosig- 
keit, Treuhand, Mieterhöhung, Haupt- 
stadt, Olympiade, Militarismus, Rassis- 
mus, Abschiebung von Ausländerln- 
nen... warum die Angst-vor den Men- 
schen in der City? Am 3. Oktober wurde 
doch absichtlich die Route durch die 
City gelegt. Mit Erfolg! 

Gerade das inhaltlich unkon- 
krete Rumgeeiere, Ausdruck der 
momentanen Situation, und der 
Umgang mit kontroversem Politikver- 
ständnis war ein Grund für den Zustand 
vor dem 1. Mai und außerdem eine 
geringe Demobeteiligung aus Ostberlin. 
An Streitpunkten wie 1. Mai, RAF, Sta- 
linismus, Stasi und der gesamtgesell- 
schaftlichen Orientierungslosigkeit 
zeigt sich, daß die im Herbst "89 begon- 
nenen Diskussionen zwischen Ost und 
West zu oberflächlich und einseitig 
geführt wurden. Um aus der gesell- 
schaftlichen Bedeutungslosigkeit her- 
auszukommen und Ansatzpunkte radi- 
kaler Politik zu bestimmen, müßte die- 


Diskussion weitergeführt werden. Dazu 
gehört auch Klärung von Fehlern linker 
Politik im Westen, die wir im Osten als 
solche empfunden haben. 


RAF 

Die Auseinandersetzung mit dem Poli- 
tikverständnis, den Mitteln, dem Sinn 
und den Auswirkungen der RAF-Praxis 
werden nicht wirklich offen und kritisch 
diskutiert. Mittlerweile scheint es 
selbstverständlich, wenn aus Demos 
RAF-Sprüche gesprüht werden und in 
linken Zeitungen unkommentiert und 
ohne Kritik Bekennerschreiben veröf- 
fentlicht werden. Ist es, weil sich die 
Szene über jedes “gekillte Schwein” 
freut, das aber politisch lieber nicht 
kommentiert? Gibt es eigentlich noch 
einen anderen Grund für RAF-Anschlä- 
ge außer Rache? 

Der Anschlag auf Rohwedder 
zeigte, wie viele Welten zwischen der 
RAF und den gegen die Treuhand im 
Widerstand stehenden OstbürgerInnen 
liegen. Das Attentat hat, wie auch die 
unrühmliche Rolle der Gewerkschafts- 
führungen, der Protestbewegung gegen 
die Treuhand den “Todesstoß” versetzt. 
Sicher gibt es dafür verschiedene Grün- 
de, wie die durch “Gefühlsstau” einge- 
brannte “Gewaltfreiheits-Religion” und 
die Wirkung bürgerlicher Medien. 
Wenn die RAF eine militärische Aktion, 
als Teil der Bewegung gegen die Treu- 
hand, durchführen wollte, was bezwei- 
felt werden muß, hat sie das genaue 
Gegenteil erreicht. Es muß gefragt wer- 
den, was will die RAF? Was hat sie, 
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nach dem Zusammenbruch Osteuropas, 
für eine Vorstellung von einer freien 
Gesellschaft? 

Spätestens nach der “Einbür- 
gerung” der RAF-AussteigerInnen in 
der DDR und deren Wohlgefallen an 
ihrem real existierenden Arbeits- und 
Wohncloleben, ist offensichtlich, daß 
sich ihre Vorstellungen nicht annähernd 
mit unseren decken. All das ist schon 
verdächtig: Die Akzeptanz des DDR- 
Systems und der Nicht-Kontakt mit der 
linken Opposition in der DDR und die 
Aktionen und Theorie der “kämpfenden 
RAF”. Wer kann sich da wundern, daß 
viele die RAF für stalinistisch halten? 

Haben _nationale(istische?) 
bewaffnete Gruppen wie IRA, ETA, 
PKK..noch Rückhalt und Sympathie in 
Teile der jeweiligen Bevölkerung, so ist 
die zur RAF mitlerweile fast gleich 
Null. Das Thema Stasi-RAF ist wohl 
der endgültige Knackpunkt für das Ver- 
hältnis zur RAF. Es wäre an der RAF, 
dazu endlich ausführlich Stellung zu 
nehmen. Die Aufarbeitung kann doch 
nicht den bürgerlichen Medien überlas- 
sen werden. Nur die RAF kann die 
Beschuldigungen entkräften, es sei 
denn, es gibt nichts zu entkräften. 


DDR-Huldigung durch West- 
autonome/Antiimps 


- © Es geht nicht darum, die Anerkennung 


der DDR-Eigenstaatlichkeit zu kritisie- 
ren. Das war richtig, wie auch der 
Zusammenbruch voraussehbar war. Das 
Klammern an zwei deutsche Staaten 
war aber spätestens ab März 1990 nicht 
mehr nachvollziehbar. Die Behauptung, 
die Bevölkerung der DDR wäre schuld, 


ist arroganter Unsinn. Die These von 
der dummen, noch nieht reifen Bevölke- 
rung haben wirr 40 Jahre gehört, zur 
Legitimation eines Unterdrückungsap- 
parates, 

Seit Jahren stagniert die 
Befreiungs- und Unabhängigkeitsbewe- 
gung im Trikont, die nach Revolutionen 
errichteten Entwicklungsländer ent- 
wickelten sich in bürgerliche, kapitali- 
stische Armenhäuser oder diktatori- 
sches Regimes. Von einem Zusammen- 
bruch der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft kann nicht einmal mehr geträumt 
werden. Demgegenüber war der Zusam- 
menbruch der staatskapitalistischen 
Länder im Osten nur noch eine Frage 
der Ökonomie und der Niederhaltung 
der Bevölkerung. 

Mit dem Festhalten an dem 
Staatsgebilde DDR haben sich Ost- und 
Westlinke gegen den nachvollziehbaren 
Willen der hiesigen Bevölkerung 


gestellt und somit ins gesellschaftliche 
Aus. 
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Wie war das Verhältnis der 
Westlinken zur DDR vor 1989? Die 
Kritik des, in der DDR geborenen, Rudi 
Dutschke an den politischen Systemen 
in Osteuropa, die in der Studentenbewe- 
gung Ende der sechziger Jahre weit ver- 
breitet war, scheint Anfang der Siebzi- 
ger wieder versandet zu sein. Anders ist 
es nicht erklärbar, warum die radikale 
Linke des Westens in den letzten Jahren 
unreflektiert und unkritisch die DDR als 
nichtkapitalistischen, gegen die BRD 
agierenden Staat angesehen hat. Nach 
dem Zusammenbruch der DDR setzt 
eine Aufwertung ein, die mit den wah- 
ren Zuständen nichts zu tun hat. 

Die DDR war ein Staat, der 
mit den Kapitalisten paktierte, eine 
Staat, der Linke ausschaltete und mit 
Knast, Berufsverboten etc. belegte, kri- 
tische Menschen in Schach hielt, die 
Bevölkerung bespitzelt... Ein Staat, der 
durch seinen Waffenhandel z.B. Mit- 
schuld an der Vernichtung des kurdi- 
schen Volkes hat. Innenpolitisch unde- 
mokratisch, frauenverachtend, militari- 
stisch, totalitär. Außenpolitisch - verlo- 
gen, unsolidarisch, weltmarktorientiert. 
Ein Staat, der von einer machtbesesse- 
nen Clique beherrscht wurde. Das war 
bekannt und bei intensivem Kontakt mit 
DDR-Leuten vermittelbar. 

x Es sei denn, es wurde nur 
Kontakt gepflegt mit Stützen des Staa- 
tes, mit der SED, FDJ oder von ihnen 
gelenkten Ablegern. Teile der radikalen 
Linken der BRD und Westberlins schei- 
nen dies auch hinlänglich getan zu 
haben. Statt mit der linken Opposition, 
der Subkultur oder der Jugendbewe- 
gung der DDR Kontakt aufzunehmen 


und über gemeinsame Strategien nach- 
zudenken, fuhren lieber Menschen aus 
der Westberliner Antifa- und Antiimp- 
Szene und HafenstraßenbewohnerInnen 
in FDJ-Sommerlager oder in die SU. Sie 
sangen ‘dort mit staatlich ausgesiebten 
Komsomolzen am Lagerfeuer die Inter- 
nationale und sahen nicht die Lebensbe- 
dingungen der dort lebenden Arbeiter. 
Es ist zu vermuten, daß die in Stasi- 
Akten aufgetauchten “Kontakte” zu 


Autonomen Gruppen aus Westberlin, 


Hamburg und Düsseldorf auf solche 


“Urlaubsbekanntschaften” zurückzu- 
führen sind. 
Kontaktaufnahmeversuche linker 


Zusammenhänge aus der DDR mit 
“Gleichgesonnenen” aus Westberlin, 
wie geschehen zur IWF-Aktionswoche, 
um gemeinsame Aktionen durchzu- 
führen, scheiterten an Desinteresse und 
Skepsis gegenüber der DDR-Oppositi- 
on. Als die Autonome Antifa/Ost zu 
Westberliner Antifa-Gruppen Bezie- 
hungen aufbauen wollte, kam aus West- 
berlin keine Resonanz. Es herrscht 
offensichtlich die rührende Meinung 
vor, die DDR sei ein antifaschistischer 
Staat! Da konnte es natürlich keine linke 
oppositionelle Antifa-Arbeit geben. 
Nicht zur Kenntnis nahmen sie bei- 
spielsweise, daß Fascho-Skins unter 
Leitung des Stasispitzels Voigt 1987 ein 
Punkkonzert in der Zionskirche überfie- 
len, und dies war kein Einzelfall. Es gab 
auch erfreuliche Ausnahmen, wie die 
Zeitschrift “Radikal”, die ab und an 
Artikel über Ereignisse in der DDR 
abdruckte. Aber das gab nur die Mei- 
nung einer Minderheit wieder. 

In der DDR-Opposition kam unweiger- 
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lich der Eindruck zustande, daß nur die 
GRÜNEN/AL und ehemalige DDRler 
sich für die Entwicklungen in der DDR 
interessierten. Die Falscheinschätzun- 
gen der DDR-Opposition und des DDR- 
Staatssystems seitens der “Westlinken” 
resultiert auch aus einer kaum geführten 
Stalinismusdiskussion. Mit stalinisti- 
schen, also menschenverachtenden 
Gruppen kann es keine gemeinsamen 
Aktionen mehr geben. Egal aus wel- 
chem Land sie kommen. Parolen, wie 
“Spaltung der Bewegung” oder 
“Gemeinsam gegen unsere Gegner” 
sind gefährlich, verhindern nur längst 
fällige Konsequenzen. 


Wie weiter? 


Die radikale Linke in Ost und West hat 
im Moment keine gesellschaftliche 
Relevanz, keinen Einfluß auf Vorgänge 
in diesem Land und kaum Kontakt zur 
“Bevölkerung”. Die Teilbereichskämp- 
fe befinden sich kläglich in der Defensi- 
ve. Themen wie Faschismus, Häuser- 
und Mietenkampf, Rassismus, Patriar- 
chatsdiskussion, Sexismus, Antimilita- 
rismus, Anti-AKW-Bewegung und 
Internationalismus (eine der größten 
Schlappen - das Nichtverhalten zum 
Krieg in Kurdistan) sind stecken geblie- 
ben, wie auch der Aufbau eigener Struk- 
turen. 

Arbeitslosigkeit, sozialer Roll-Back, 
Mieterhöhung, Abschiebung von Aus- 
länderInnen, Zerschlagung der ostdeut- 
schen Industrie und Landwirtschaft - 
außer einigen abgequälten Lippenbe- 
kenntnissen kommt dazu nichts. Die 
immer wieder beschworene “autonome 


Selbstorganisierung” und flexibles 
Agieren müssen sicher ein wichtiger 
Teil der Politik bleiben. Es müssen aber 
klarere Vorstellungen über den Weg 
und das Ziel der Politik entwickelt wer- 
den. Die Kapitalentwicklung, wie auch 
die Autonomiebestrebungen in Osteuro- 
pa und im Trikont, müssen neu analy- 
siert werden. Irgendwelche abstrakten 
Theorien und Wunschvorstellungen 
bringen uns nicht mehr weiter. 

Das Versagen der DDR-Opposition 
bestand aber auch gerade darin, über 
kommende ökonomische und gesell- 
schaftliche Entwicklungen keinen 
Schimmer gehabt zu haben. So schnell 
hatte die DDR-Oppositon nicht mit dem 
Zusammenbruch gerechnet. Außer 
“Runde Tische” und Demonstrationen 
fiel der Opposition auch nichts Schlaue- 
res mehr ein. “Bewegung ist alles” ist 
im Herbst 1989 gescheitert. Nach einem 
schönen Übergangsjahr wurde begon- 
nen, die fertigen Konzepte der Herr- 
schenden in die Praxis umzusetzen. 
Praktikable Alternativen zum Teufels- 
kreis Ökonomie - Bedürfnisbefriedi- 
gung - DM - Eigenstaatlichkeit - sozia- 
listische Gesellschaftsentwicklung hatte 
die DDR-Oppositon nicht zu bieten. 
“Von der DDR-Opposition lernen heißt 
siegen lernen ... !” (lach“ doch mal wie- 
der). 

Was tun, außer wieder über autonome 
Unstrukturen zu sinnieren? Die linke 
Lebenskultur hat, nicht zuletzt durch die 
besetzten Häuser in Ostberlin, neue 
Nischen bekommen (die auch wichtig 
sind), aber zur Neuorientierung der 
Inhalte und Praxis reichen Kneipen, 
Info-Läden und Zeitungen nicht aus. 
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Es ist an der Zeit, alle Initiativen, Pro- 


jekte, und inhaltliche Ansatzpunkte 


zusammenzubringen. Der Beginn dazu 
müßte über eine Art “Kongreß” gesche- 
hen. Andere organisatorische Möglich- 
keiten sind schwer machbar und würden 
sich über einen zu langen Zeitraum in zu 
kleinen Gruppen ausdehnen. Hoffent- 
lich wird die Idee eines Kongresses mal 
ernsthaft diskutiert und nicht gleich 
abgeschmettert oder mit Nichtbeach- 
tung bestraft. 


KÄTHE KOLLWITZ (Berlin/Ost) 9) 


per aspera ad astra 


RAF-Gefangene dürfen keine öffentlichen Aussagen 
zu Aussteigern und den Beziehungen 
zur Stasi machen 


Wie aus der Presseerklärung einer 
“Initiative für die Zusammenlegung der 
kämpfenden Gefangenen” vom 25.5. 
hervorgeht, wollen die Gefangenen der 
RAF sich in Interviews mit der Presse 
über die Frage der RAF-Aussteiger aus 
der DDR, über Politik und Struktur der 


RAF und zu der vom Staatsschutz 

behaupteten RAF-Stasi-Connection 
äußern. Der Verlautbarung zufolge wird 
dies derzeit durch den Justizminister 
verhindert. Ä 
Dies wird indirekt bestätigt 
durch ein der Redaktion des “telegraph” 
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vorliegendes Geheimdienstpapier (siehe 
Artikel “Münzer radikalisierte sich 
erheblich”). Unter der Überschrift 
“Durchsuchung von Zellen inhaftierter 
Gewalttäter” wird dort in Ziffer 2.2. 
über eine “bei einem Inhaftierten in 
Celle” beschlagnahmte 77-seitige Bro- 
schüre “20 Jahre bewaffneter Kampf” 
berichtet, eine, wie es heißt “detaillierte 
und aus der Sicht der RAF kritische 
Schilderung dieser 20 Jahre bewaffne- 
ten Kampfes”. 

Nach Aussagen des vom 
BKA/TE verfaßten Berichts sei fast 
sicher, daß dieses Papier in Zusammen- 
hang mit einem offenen Brief von Hel- 
mut Pohl vom August 1990 stehe, in 
dem dieser eine Aufarbeitung fordere. 


Es geht sicher nicht zu weit zu 
behaupten, daß die Verhinderung von 
Interviews sowie die Beschlagnahme 
des angeführten Papiers eine wirklich 
freie und offene Diskussion der genann- 
ten Themen verhindert. Offenbar ist der 
Bundesregierung eher an einem Klima 
von Bevormundung, Pressezensur und 
Obrigkeitsgläubigkeit um jeden Preis 
gelegen. Die Verhinderung von Aussa- 
gen der RAF-Gefangenen stärkt aber 
eben nicht die Glaubwürdigkeit der 
Aussagen der Geheimdienste und des 
BKA, sondern läßt vielmehr den Ein- 
druck aufkommen, daß hier Wahrheit 
gefürchtet wird und verschwiegen wer- 
den soll. 


Zum Diskussionsstil in der RAF - Debatte 


Die im Aprilheft erschienenen Beiträge 
zur Tötung des Treuhandchefs Rohwed- 
der durch die RAF haben ein Echo (ins- 
besondere in Form von Leserbriefen ) 
hervorgerufen, das dem telegraph schon 
lange nicht mehr vergönnt war. 

Wie im letzten, ist auch in die- 
sem Heft eine dieser Zuschriften im 
Leserbriefteil abgedruckt. 

Es wird - teilweise berechtigt - 
an einigen Punkten Kritik geübt, zu 
denen es hoffentlich noch konkrete Stel- 
lungnahmen der betreffenden Autoren 
geben wird. 

Was aber an einigen dieser 
Zuschriften auffällt sind merkwürdige 
Gemeinsamkeiten. Bevor überhaupt mit 
Argumenten zur Sache Stellung bezo- 
gen wird, kommen nahezu die gleichen 
Abqualifizierungen und Pauschalvor- 


würfe gegen den telegraph und die 
Autoren. Informationen zur RAF wären 
“ausschließlich den gleichgeschalteten 
sozialliberalen Medien entnommen”, 
“Bullenlogik” würde die Argumentation 
bestimmen, die Sprache der Artikel 
wäre die “Sprache der Schweine”. 
Scheinbar gehen einige der 
LeserbriefschreiberInnen von Erfahrun- 
gen mit stalinistischen Parteiorganen 
aus, in denen jeder’Artikel der Meinung 
des Chefredakteurs entsprechen muß. 
Ich will und kann hier nicht 
für die anderen beiden Autoren schrei- 
ben, da mir ihre Positionen teilweise 
auch gegen den Strich gehen. Aber mir 
scheinen folgende Faktoren bestim- 
mend für die Diskussion und den 
Umgang mit dem Thema RAF in wie 
auch immer betitelten Gruppen und 


telegraph 4/91 


Zusammenhängen: 

- Es gibt bei vielen eine mehr oder min- 
der intensive rationale oder emotionale 
Identifikation mit dem, was die RAF da 
treibt, einfach, weil es gegen das 
System, den Staat, “die da oben” geht. 

- Daraus folgt, daß die RAF gleichsam 
ein Stück Identität etlicher Leute in 
diversen Gruppen geworden ist; mit 
dazu gehört. Sie ist ein Stück Hoffnung, 
da sind Leute, die machen was, von dem 
manche/r eben nur träumt. 

- U.a. daraus resultiert ein teilweise 
großer Mangel an Fähigkeit zur Kritik 
und Selbstkritik im Verhältnis zur RAF 
und ihren Aktionen. 

- Für einige Leute scheint die RAF 
inzwischen eine Art autonomes Dogma 
wie Antiimperialismus, Antifaschismus, 
Antirassismus, Antisexismus geworden 
zu sein. 

- Jedwede kritische oder hinterfragende 
Haltung zur RAF hat es extrem schwer, 
ernsthaft wahrgenommen, durchdacht 


und diskutiert zu werden, da sofort. 


staatstreuer Liberalismus gewittert und 
mit allen Mitteln der Phraseologie auf 
den/die Betreffende/n eingedroschen 
wird. 

Letztes Beispiel war die Reak- 
tion von “Berliner GenossInnen” auf 
den Beitrag “Auf ins Offene” von 
Hanna Cash (Interim Nr.150, S. 25ff). 

Ihre Argumentation wird als 
“Menschenrechtsargumentation” und 
“Juristensozialismus” abgetan. Begrün- 
det wird dies u.a. mit einem Leninzitat, 
das zu Stalins theoretischen Grundlagen 
gehörte: 

“_ die Rechtsforderungen müssen sich 
aus der konkreten Analyse der konkre- 


ten Situation” (Lenin) ergeben. Sie kön- 
nen deshalb zeitlich und örtlich vari- 
ieren.” 

Dabei gibt es trotz 
einer in den letzten Erklärungen deut- 
lich weniger verquasten Sprache und 
einem erkennbaren Bemühen um eine 
bessere Verständlichkeit und Vermittel- 
barkeit einen Erklärungsbedarf seitens 
der RAF. Es ist für eine offene Diskus- 
sion m. E. dringend nötig, daß seitens 
der RAF deutlich Stellung genommen 
wird u.a. zum Komplex Stammheim, 


zum Verhältnis zu den RAF-Ausstei- 


gern, zur Konzeption unter den geänder- 
ten nationalen wie auch internationalen 
Verhältnissen. 

Vereinzelte Texte, Briefe und 
Diskussionsbeiträge zu diesen Themen, 
die in letzter Zeit auftauchten, weisen 
darauf hin, daß ein Prozeß der Er- und 
Aufklärung im Gange ist. Das beginnt 
aber offensichtlich erst und geht 
momentan noch nicht weit genug. 

Und es ist auch dringend not- 
wendig, das jede/r lernt, daß Radikalität 
nicht mit Sturheit und Überzeugung 
nicht mit dogmatischem Festhalten an 
Ideen und Verketzerung jeder Kritik 
verwechselt werden darf. Es gibt sehr 
unterschiedliche Methoden und Formen 
des Widerstands, und es muß endlich 
möglich sein, zu einer offenen Diskussi- 
on über den Sinn und Unsinn von Akti- 
onsformen und Konzepten zu kommen. 

Und genau dazu gehört auch 
eine sachliche Antwort auf Kritik ohne 
Verteufelung der anderen Seite. 

Vielleicht sehe ich das auch 
nur so, weil ich nicht in “zehn 
oder fünfzehn Jahren Erfahrung im 
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Widerstand” “betriebsblind” geworden 
bin und eine DDR-erfahrungsbedingte 
Allergie gegen Phrasen, Worthülsen 
und Dogmatismus aller Art habe. 

Ich sehe generell eine Chance 
zur Reflektion und Überarbeitung der 
verschiedenen Ideen und Verhaltens- 
weisen der emanzipatorischen Bewe- 
gungen u.a. darin, daß Menschen aus 
der Ex-DDR, die relativ unbelastet von 
westdeutschen 
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Bewegungen sind, kritisch nachhaken, 
sich nicht mit den üblichen Erklärungen 
und Begründungen bis hin zu den “auto- 
nomen Traditionen” zufriedengeben 
(auch wenn letztere ja inzwischen 
scheinbar zu einem Teil der vielbe- 
schworenen “Identität” des Widerstands 
geworden sind). 
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LeserInnenbriefe 


Liebe Telegraphinnen und Telegraphen! 


Mit Spannung hatten wir das Ergebnis Eurer 
langen Diskussion über die RAF erwartet. 
Umso größer war die Enttäuschung, als wir die 
drei Kommentare im letzten “telegraph” in den 
Händen hielten. Wir konnten keinen großen 


Unterschied in den Artikeln ausmachen, da sie 
sämtlich aus der gleichen Blickrichtung 
geschrieben sind: Mit der RAF wollen wir 
heute und in Zukunft nix zu tun haben. Das geht 
so weit, daß von der RAF formulierte Inhalte - 
wie z.B. in den letzten Erklärungen, in denen 
eine neue Entwicklung erkennbar ist, - nicht mit 
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einem einzigen Wort erwähnt werden. Es klingt 
fast so, als hätten die AutorInnen ihr “Wissen” 
über Ziel und Strategie der Guerilla ausschließ- 
lich den gleichgeschalteten sozialliberalen 
Medien entnommen. 


Erkennbar ist das schon an der ver- 
wendeten Sprache: “ausgemusterte Terrori- 
sten”, so reden die Schweine. Von “RAF-Kerei- 
sen” sprechen die, die mit ihrem Gesamt-RAF- 
Konstrukt die ganze nichtstaatstragende Linke 
kriminalisieren wollen. Schlächter wie Herr- 
hausen, Neusel oder Rohwedder als “Blüten- 
blätter” des Systems zu bebildern - da fällt uns 
schon nichts mehr ein. 

Was wir sehen, ist ein Rundum- 
schlag mit simplem Strickmuster: Im Osten 
habe sich “Widerstand gegen das System” zu 
organisieren begonnen, das sei jetzt nach der 
RAF-Aktion vorbei. Der Widerstand im 
Westen und seine Existenz wird schlichtweg 
geleugnet, wenn vom “sogenannten Wider- 
stand” in Anführungszeichen die Rede ist. Der 
gesamten Linken werden jegliche Inhalte und 
der Bezug zur Bevölkerung abgesprochen. 
Überhaupt habe die Linke sich seit “1848” nicht 
entwickelt. 

Wir konnten bei der Bevölkerung 
der Ex-DDR keinen WIDERSTAND gegen das 
SYSTEM feststellen. Protest blieb bei Forde- 
rungen nach mehr Lohn und sozialer Abfede- 
rung stecken. Bestenfalls wurden Neuwahlen 
gefordert. Das können Angriffe, die nicht nur 
apellativen Charakter haben, die die Situation 
verschärfen, sehr wohl konstruktiv sein. 

Eure Argumentation: Die RAF- 
Politik sei kontraproduktiv, weil sie neue 
Repressionsmaßnahmen der Herrschenden 
befördere - das hat doch als Konsequenz: laßt 
uns schön friedlich und demokratisch sein, 
dann fällt es ihnen schwerer, ihre Repressions- 
maßnahmen zu begründen, die es auch ohne die 
RAF gäbe. Genau DAS wollen die da oben: die 
Aufgabe des Kampfes. 

Aber bei Euch ist ja alles so schön 
einfach: Lenin war Stalinist (“70 Jahre stalini- 
stischer Herrschaft”, S. 10), und bis heute hat 
sich nichts verändert. Da wird kein Grashalm 
stehen gelassen. Wir stünden wieder am 
Anfang. Das bleibt so stehen: unkonstruktiv, 
resignativ, ohne Ansatz oder Hoffnung auf 
einen neuen Abschnitt. 

Eine ganz wichtige Erfahrung, die 
ignoriert wird, ist, daß wir weggekommen sind 
von dem Glauben an eine einmalige, allesver 
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ändernde, vollendende Revolution, hin zum 
Bewußtsein, daß Befreiung schon im Kampf für 
Befreiung liegt. Deshalb versuchen Leute schon 
jetzt - ohne daß die Massen hinter uns stehen -, 
ihr Leben, ihre Ideen gegen den herrschenden 
Alltag durchzusetzen. Z.B. in besetzten Häu- 
sern, in selbstorganisierter Antifa, in eigenen 
Zeitungsprojekten etc., im persönlichen 
Umgang untereinander, im eigenen Bewußtsein 
und im kollektiven Widerstand gegen die Pläne 
der Schweine. 

Und darin sind die GenossInnen der 
RAF EIN Teil, der dadurch wichtige Funktio- 
nen in der revolutionären Bewegung hat. 

Wir finden, daß die verschiedenen 
Ebenen dieser Bewegung zusammengehören - 
Kämpfe mit verschiedenen Mitteln genauso wie 
unsere Kämpfe in den Metropolen mit den 
unterschiedlichen Befreiungskämpfen im Tri- 
kont. 

Bei soviel von Euch verbreiteter 
Resignation ist es verständlich, daß sich die 


Fronten verkehren. Verbrecher nennt ihr nicht 
Schweine, die millionenfach Hunger, Elend und 
andere unmenschliche Lebensbedingungen 
organisieren, sondern die, welche sich dagegen 
wehren. 

Da ihr weder Verbündete noch 
Wege und Ziele zu haben scheint, bleibt Euch 
wohl wirklich nichts anderes übrig, als “zusam- 
men mit den Herrschenden in den Abgrund zu 
segeln” (S. 11). Wir jedenfalls werden nur unter 
größtmöglichem Widerstand zur Hölle fahren - 
oder aber wir werden siegen! 

Tim & Struppi 


Worauf wartet ihr? Daß die Tauben mit sich 
reden lassen und daß die Unersättlichen euch 
etwas abgeben! Daß die Wölfe euch ernähren 
werden statt euch zu verschlingen! Aus Freund- 
lichkeit werden die Tiger euch einladen ihnen 
die Zähne zu ziehen! Darauf wartet ihr! 
B.Brecht 


Anzeigen etc. 


ECOTOPIA, 4. bis 18. 
August 1991, 


Tudulinna, Estland. 


ECOTOPIA, ein Camp mit intemationaler 
Zusammensetzung wird seit einigen Jahren 
veranstaltet von EYFA (European Youth 
Forest Action) und verschiedenen anderen 
Gruppen. Was in der großen Politik so lange 
brauchte, das realisierten sie mit bescheidenen 
Mitteln: Die Zusammenarbeit von Ost und 
West. Aber es ist nicht nur die Erkenntnis, daß 
Umweltprobleme nur gemeinsam zu lösen 
sind, es ist auch das Interesse, Menschen und 
Organisationen anderer Länder kennenzuler- 
nen, sich mit ihnen auszutauschen oder ganz 
einfach gemeinsam Spaß zu haben. 

Aus dieser Idee entstand ECOTO- 
PIA: Ein Camp, nicht durchorganisiert, nicht 
hierarchisch, ohne Zwänge und Vorschriften, 
ohne “Führer” und komplizierte Strukturen. 
Aber dafür mit vielen Freiheiten und Ideen, 
mit Kreativität und Gemeinschaftsgefühl, mit 


interessanten Menschen und Projekten, mit 
vielen ganz unterschiedlichen Themen und 
Angeboten in zahlreichen Workshops. 

Hier bietet sich die Möglichkeit, 
mit Menschen aus ganz Europa über effekti- 
vere Pressearbeit oder Solarduschen, über die 
Probleme zwischen Ost und West und Wege in 
eine bessere Zukunft, über Vernetzung und 
Vegetarismus zu reden. Das Themenangebot 
ist vielfältig, es ändert sich täglich. Denn: Es 
gibt kein festes Programm: Wer sich für etwas 
interessiert, sucht Gleichgesinnte oder veran- 
staltet selbst einen Workshop. 

ECOTOPIA hat sogar seine eigene 
Währung - den ECO. Wer Essen oder Geträn- 
ke bezahlen will, kann dies nicht mit Dollar 
oder DM, er muß sich ECOs beschaffen, zu 
Wechselkursen, die es auch den TeilnehmerIn- 
nen aus ärmeren Ländem ermöglichen, am 
Camp teilzunehmen. 

Letztes Jahr fand ECOTOPIA in 
der ungarischen Puszta statt, dieses Jahr - noch 
etwas gewagter - soll es in Tudulinna in Est- 
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land stattfinden. EYFA hat dort in einem 
Wald, in unmittelbarer Nähe zu einem (noch 
sauberen) Fluss einen ganzen Hof gemietet. 
Tudulinna liegt ca. 180 km von Tallin entfemt 
am Peipus See. 

Es ließe sich sicher noch viel über 
ECOTOPIA erzählen - wer es selbst erlebt hat, 
wird das wohl nachempfinden können. Wer 
ohne Currywurst und Cola nicht leben kann 
und Chaos verabscheut, dem sei empfohlen 
hier abzubrechen. Für diejenigen aber, die 
vielleicht Interesse haben: 

Anmeldung: Für generelle Fragen zu EYFA, 
EYFA International EYFA Deutschland Post- 
box 566 Michael Harter 6130 Sittard Gotenstr. 
24, W 1000 Berlin 62 Tel. 0031-46-51 30 45 
Tel. 030 - 784 26 40 Fax. 0031-46-51 64 60 
Fax. 030 - 392 79 97 


Anmerkung der Redaktion: Da es leider ein 
bißchen spät für das Beantragen des Visums 
ist, können jetzt wahrscheinlich nur noch Men- 
schen teilnehmen, die ohnehin für die fragliche 
Zeit ein Visum für Litauen haben. Sorry. 


DER TOD, DER AUS DER 
ERDE.KOMMT - 
EIN HILFERUF 


In dem Video besuchen Sie von Uranabbau, 
Nuklearwaffen-Tests und atomarem Fallout 
betroffene Regionen in USA, Australien, 
Mikronesien, Skandinavien und Deutschland. 

Unsere nukleare Zivilisation basiert 
auf der Ausbeutung und Zerstörung von Men- 
schen und Umwelt. Die letzten natumah leben- 
den Menschen der Erde sind die ersten Opfer. 
Wir sind jedoch direkt nach ihnen betroffen 
und bedroht. 

Kopien der VHS-Videokassette 
sind erhältlich gegen eine Spende in Höhe von 
DM 50,- in 
* Englisch (PAL, NTSC) * Französisch 
(SECAM, PAL) * Russisch (SECAM-ST) * 
Deutsch (PAL) 

Spielzeit: 32 Min. 
bei The World Uranium ee e.V. Praterin- 
sel 4 W-8000 München 22 Tel.: (0)89/ 


2285924 Fax : (0)89/ 2285340 
Kto-Nr. 480008-804, Postgiro München, BLZ 
700 100 80 


Neues Ökodorfprojekt 


Das Ökodorfprojekt “Selbstversorgung als 
Selbstbestimmung”, dessen konzeptionelle 
Planung vor etwa zwei Jahren begonnen hat, 
steigt nun in die praktische Arbeitsphase ein. 

Ziel des Projektes ist der Aufbau 
einer ökologischen Lebensgemeinschaft von 
200 bis 300 Menschen, deren wesentlicher 
Konsens in dem Wunsch nach Selbstversor- 
gung in möglichst allen Lebensbereichen und 
dem liebevollen Umgang mit der inneren und 
äußeren Natur liegt. Wir verstehen dieses Pro- 
jekt als den Versuch, ein Gegenmodell zur 
bestehenden Konsum- und Industriekultur zu 
erarbeiten und nicht als Rückzug in eine länd- 
lich-heimelige Idylle. 

Zur Zeit bildet ein Kreis von etwa 
70 interessierten Menschen die Grundlage für 
diese Idee. 

Auf zwei bundesweiten Projekte- 
treffen haben sich zwei Arbeitsgruppen gebil- 
det, die sich mit Fragen der Finanzierung, der 
Energiekonzeption, Bauplanung, Öffentlich- 
keitsarbeit und der Landsuche beschäftigen. 

Unser Wunsch ist es, noch mehr 
Menschen zu finden, denen 
selbstbestimmtes Arbeiten und Gemeinschaft 
am Herzen liegen. 

Wer durch diesen Artikel neugierig 
geworden ist oder Interesse hat, an diesem 
Projekt mitzuarbeiten, der wende sich bitte an: 
Informationsdienst Ökodorf e.V., Pf 103007, 
W -6900 Heidelberg 


Termine 


24.-30.Juni: Ausstellung von Zeichnungen und 
Fotos von “Tschemobyl-Kindern”, Besuch 
von Vertretern der “Grünen Hilfe aus 
Kiew/Ukraine 

Ort: Berlin-Tiergarten, Heilandkirche, Thus- 
nelda-Allee (U-Bahn Turmstraße) 
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20.Juni, 20 Uhr: AK KRAAK Nr.6,Berliner 
Hausbesetzermonatsschau 

Ort: Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr. 10a, 
O-1054 Berlin 


29.Juni, 9-21 Uhr: Regionalkonferenz der 
Ökologischen Linken/Altemative Liste für die 
Ex-DDR 

Ort: Haus der Demokratie, Friedrichstr.165, 
O-1080 Berlin 


03.Juli, 20 Uhr: Revolution, historischer Spiel- 
film 

Ort: Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr.10a, 
O-1054 Berlin 


10.Juli, 20 Uhr: Glory, historischer Spielfilm 
Ort: Infoladen Bandito Rosso, Lottumstr.10a, 
O-1054 Berlin 


27.Juli-11.August: Elbabwärts für den Frieden 
(Paddeltour) 

Kontakt über: Steffen Hein, Friedensstr.37, O- 
8060 Dresden 


28.Juli-3.August: 20. Triennale War Resi- 
sters Intemational (Internationale der Kriegs- 
dienstgegner/innen) 

Ort: La-Marlagne-Konferenzzentrum, 60 km 
von Brüssel 

Kontakt über: War Resisters“ International, 55 
Dawes Steet, London SE17 IEL, England, 
Tel.004471/703 71 89 


04.-06.Oktober: Tribunal gegen Wehrpflicht 
und Militär 

Ort: Berlin 

Kontakt über: Tribunal AG, Mit uns gegen die 
Wehrpflicht e.V., Badensche Str.29, 1000 Ber- 
lin 31 


Informationen und Unterschriften zum Antrag 
“Sachsen wird leben” bei Cornelia Matzke, 
Fraktion Bündnis 90, Holländische Straße 1, 
O-8010 Dresden oder Oliver Kloß, Initiative 
Frieden und Menschenrechte Leipzig, Dem- 
meringstraße 21, 0-7033 Leipzig, Treffen 
jeweils Mittwoch 20 Uhr 


VIEL ZEIT 
WENIG 
ZEITUNG 


Verschenken Sie deshalb den Telegraph 
für DM 27,- jührlich oder DM 14,- halb- 
jährlich an Menschen im Knast! 


Ein Knastabo ist billiger als ein normales! 


Spenden Sie an: 

Freiabonnements für Gefangene e.V. 
Berliner Volksbank 

BLZ 100 900 00 

Konto-Nr. 26 011 604 

Kennwort: Telegraph 


Jede Spende ist steuerlich absetzbar! 


Freiabonnements für Gefangene e.V. 
Dominicusstrasse 3 

1000 Berlin 62 

Telefon 030 - 784 75 96 
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Na, Sind Sie erschrocken? ANARCHIE - dies schauerliche Wort so unflätig groß? Sind vor 
Ihrem geistigen Auge gleich bärtige Gesellen aufgetaucht, mordend und brandschatzend? 
Dann könnten Sie ja vielleicht noch etwas lernen. Beispielsweise, daß Anarchie nicht Mord 
und Totschlag bedeutet sondern Herrschaftslosigkeit, oder wie einst jemand so schön gesagt 
hat: Ordnung ohne Gewalt; daß sich der Anarchismus nicht im Tyrannenmord erschöpft, son- 
dern daß es hier ein buntes Spektrum ‚ pazifistische, individualistische, religiöse, syndikalisti- 


sche und soweiteristische AnarchistInnen gibt; daß AnarchistInnen den real existierenden, @ 


toritären und zentralistischen Staatssozialismus seit jeher energisch abgelehnt haben 
diesem eine auf freier Vereinbarung basierende 


Gesellschaft entgegensetzen möchten - die so auch 
im real existierenden Kapitalismus nicht zu haben 
ist; daß AnarchistInnen in diesem Jahrhundert zu 
den ersten gehörten, die auf ökologische Probleme 
hingewiesen haben; daß AnarchistInnen sich auch 
vor den Weltkriegen schon für ein gewaltfreies 
Miteinander in der Welt ohne Führer, Generäle 
und Armeen eingesetzt haben; und daß sie schließ- 
lich ebenso zu den ersten gehörten, die die Befrei- 
ung der Frauen von den Männern und der Arbei- 
terInnen von ihren Chefs forderten und lebten; 
daß alle Leute, die sich mit dem Anarchismus aus- 
einandergesetzt haben die Ideen gut finden, sich 
dann aber oft mit dem Hinweis, er sei nicht realisierbar, mit den gegebenen Zuständen arran- 
gieren und faule Kompromisse eingehen; und sie werden mit Erstaunen vernehmen, daß es 
auch heute noch allen Prophezeiungen zum Trotz AnarchistInnen gibt, die dreist und borniert 


die Welt immer noch verbessern wollen. » 


Wir, die ANARES-Föderation anarchistischer Vertriebe und Verlage, haben uns die Verbrei: 
tung anarchistischer Inhalte und Zustände zum Ziel gesetzt. Neugierig geworden? Für 3 DM 
in Marken gibts Infos über unser Buchprogramm zu Theorie und Praxis von ANARCHIE, An- 
timilitarismus, Selbstverwaltung, alternativer Pädagogik, Ökologie etc. bei ANARES NORD, 
dem neuen Buchvertrieb der Föderation. Klein, bissig und radikal. Ganz unzeitgemäß gegen 
Zeitgeist und Staatlichkeit. 


ANARES N ORD Otto-Heise-Str. 2 e 3163 Sehnde-IIlten 


am n Marheinckeplatz 
Eintritt 12, DM - ‚ermäßigt 8, -DM 


Termine die Zweite! 
6.Juli,: Staßen- und Hoffest 
14-19.00 Uhr: Kinderfest, anschließend 
Musik- und Aktionkunst im Hof bis 
22.00 Uhr . Danach Fete im Haus 
Ort:: Immanuelkirchstr.22, Bln.- Prenz'] Berg 


7.Juli: Bundesweites Antifa- Plenum zu Wun- 


siedel, 
Ort:: Cafe EXZESS, Leipziger Str.91, 
6000 Frankfurt/Mein 


An dieser Stelle war noch Platz, 
deshalb könnten wir hier viele schö- 
ne Sprüche einfügen, wie zum Bei- 


® spiel: 


Nicht Jammern und Picheln, 
sondern 
Hammern und Sicheln ! 


Wir wollen aber nicht ! 


Nr. 87 - Mai/Juni 1991 


Never mind the Ballots.. 


Der Massenmord 
an den Kurden 
und die linke Zurückhaltung 


Interview mit der britischen 
Gruppe »Chumbawamba«: 
"Ohne Babysitter spielen wir nicht!" 


Anarchismus In der UdSSR 
Bericht vom Konstadt-Kongreß 
KAS heute 


90 Jahre F.O.R.A. 


16 Seiten Zeitungsformat 
Kostenloses 
Probeheft anforden! 


‘ Anarchosyndikallstieche 

„„etung der Freien Arbelterinnen- 
und Arbeiter-Union In der IAA 
«, Lagerstraße 27, 2000 Hamburg 36 
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Jede Einberufung ein Skandal! | 


DESHALB: | 


abschiebung 


Rekrutenv 


Montag 9 Uhr morgens Hauptbahnhof Ost-Berlin 


1 © Juli Aktionen und Kundgebung 


( Aktionsplanung 23.6.91 19 Uhr Tagungsetage, Badensche Straße 29,W-Berlin 315%) 


e 


€ F; 
a8 
Den 
nn 
Erf 
“ 
4 


O 


Veranstalter : Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Militär, Badensche Straße 29, W-Berlin 
31, Mo-Fr 10-18 Uhr Tel.: 8621331 ; Freundeskreis der Wehrdiensttotalverweigerer, Frankfurter Allee 
286, 0-Berlin 1130, Do 19-22 Uhr Tel.: 5251928 

ViSdP: Lothar Scholz, Berlin 51 


OA REES TOTEN 


telegraph - Abbonement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 


AD“ «ar ERW TTe An 
__ Wahr (34.-DM) __ 1/2 Jahr (17.50 DM) 
Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 

__auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Briefmarken) ! 


Redaktion telegraph 


Datum/U Duft S ch] iemanns {r. 22, 


Name: 


eis Radeon: __ Scheck Berlin - 0 


__ per Abbuchung __Bar 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


a. IN 1058 


Datum /Unterschrift 
Kundennummer (wenn schon vorhanden): 


‚telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
'1Jahr (34.-DM) an: 
Name: _ A n 
 Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Furl WEHEN 


Redaktion telegraph 


Schliemannstr. 22 


Name: 
Str./Nr.: 
Ort/PLZ: N URL RAR UN 
Zahlungsweise: __ Rechnung __Scheck 
__ per Abbuchung Berlin - O 
Konto-Nr. Bankleitzahl 
Name der Bank/Ort 


1058 


Datum /Unterschrift 
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a Se | BD: | 
Etwa alle 5 Minuten wird in Deutschland ein KINL 
im Straßenverkehr verletzt oder gar getötet! b 


Warum "funktionieren" unsere Kinder so deutlich 
schlechter als in allen anderen europäischen Staaten. 


HILFE ZUR SELBSTHILFE fur Eltern und alle anderen, dıe sıch aktiv fur eine drastische Verminderung d: 
Kinderverkehrsunfalle einsetzen wollen, bietet der Fußgangerschutzverein, FUSS e.V., Kirchstr. 4, 1000 Berlin 2° 
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